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Seine Königliche Hoheit der Großherzog 
von Luxemburg: 

Herrn Robert Goebbels, 

Staatssekretär im Ministerium 
für auswärtige Angelegenheiten 

Ihre Majestät die Königin der Niederlande: 

Herrn Hans van den Broek, 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 

Der Präsident der Portugiesischen Republik: 

Herrn Pedro Pires de Miranda, 

Minister für auswärtige Angelegenheiten 

Ihre Majestät die Königin des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland: 

Frau Lynda Chalker, 

Staatsminister für auswärtige und Commonwealth- 
Angelegenheiten 

Diese sind nach Austausch ihrer als gut und gehörig befun¬ 
denen Vollmachten wie folgt übereingekommen: 


Titel I 

Gemeinsame Bestimmungen 

Artikel 1 

Die Europäischen Gemeinschaften und die Europäische 
Politische Zusammenarbeit verfolgen das Ziel, gemeinsam zu 
konkreten Fortschritten auf dem Wege zur Europäischen 
Union beizutragen. 

Die Europäischen Gemeinschaften beruhen auf den Verträ¬ 
gen zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl, der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Europäischen Atomgemeinschaft sowie auf den nachfolgen¬ 
den Verträgen und Akten zur Änderung oder Ergänzung dieser 
Verträge. 

Die Europäische Politische Zusammenarbeit wird durch 
Titel III geregelt. Die Bestimmungen dieses Titels bestätigen 
und ergänzen die in den Berichten von Luxemburg (1970), 
Kopenhagen (1973) und London (1981) sowie in der Feier¬ 
lichen Deklaration zur Europäischen Union (1983) vereinbar¬ 
ten Verfahren und die Praktiken, die sich nach und nach zwi¬ 
schen den Mitgliedstaaten herausgebildet haben. 

Artikel 2 

Im Europäischen Rat kommen die Staats- und Regierungs¬ 
chefs der Mitgliedstaaten sowie der Präsident der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften zusammen. Sie werden 
von den Ministern für auswärtige Angelegenheiten und einem 
Mitglied der Kommission unterstützt. 

Der Europäische Rat tritt mindestens zweimal jährlich 
zusammen. 

Artikel 3 

Die von nun an wie nachstehend bezeichneten Organe der 
Europäischen Gemeinschaften üben ihre Befugnisse und 
Zuständigkeiten unter den Bedingungen und im Hinblick auf 
die Ziele aus, die in den Verträgen zur Gründung der Europäi¬ 
schen Gemeinschaften und den nachfolgenden Verträgen und 
Akten zur Änderung oder Ergänzung dieser Verträge sowie in 
Titel II vorgesehen sind. 

Die für die Europäische Politische Zusammenarbeit zustän¬ 
digen Institutionen und Organe üben ihre Befugnisse und 
Zuständigkeiten unter den Bedingungen und im Hinblick auf 


die Ziele aus, die in Titel III sowie in den in Artikel 1 Absatz 3 
genannten Dokumenten festgelegt sind. 


Titel II 

Bestimmungen zur Änderung der Verträge 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften 

Kapitel I 

Bestimmungen zur Änderung des Vertrages über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl 

Artikel 4 

Der EGKS-Vertrag wird durch folgende Bestimmung 
ergänzt: 

„Artikel 32 d 

(1) Auf Antrag des Gerichtshofes kann der Rat nach Anhö¬ 
rung der Kommission und des Europäischen Parlaments dem 
Gerichtshof durch einstimmigen Beschluß ein Gericht beiord¬ 
nen, das für Entscheidungen über bestimmte Gruppen von Kla¬ 
gen natürlicher oder juristischer Personen im ersten Rechts¬ 
zuge zuständig ist und gegen dessen Entscheidungen ein auf 
Rechtsfragen beschränktes Rechtsmittel beim Gerichtshof 
nach Maßgabe der Satzung eingelegt werden kann. Dieses 
Gericht ist weder für von den Mitgliedstaaten oder Gemein¬ 
schaftsorganen unterbreitete Rechtssachen noch für Vorab¬ 
entscheidungen gemäß Artikel 41 zuständig. 

(2) Der Rat legt nach dem in Absatz 1 vorgesehenen Verfah¬ 
ren die Zusammensetzung dieses Gerichts fest und beschließt 
die Anpassungen und ergänzenden Bestimmungen, die in 
bezug auf die Satzung des Gerichtshofes notwendig werden. 
Wenn der Rat nichts anderes beschließt, finden die den 
Gerichtshof betreffenden Bestimmungen dieses Vertrages 
und insbesondere die Bestimmungen des Protokolls über die 
Satzung des Gerichtshofes auf dieses Gericht Anwendung. 

(3) Zu Mitgliedern dieses Gerichts sind Personen auszu¬ 
wählen, die jede Gewähr für Unabhängigkeit bieten und über 
die Befähigung zur Ausübung richterlicher Tätigkeiten verfü¬ 
gen: sie werden von den Regierungen der Mitgliedstaaten im 
gegenseitigen Einvernehmen für sechs Jahre ernannt. Alle drei 
Jahre wird das Gericht teilweise neu besetzt. Die Wiederer¬ 
nennung ausscheidender Mitglieder ist zulässig. 

(4) Dieses Gericht erläßt seine Verfahrensordnung im Ein¬ 
vernehmen mit dem Gerichtshof. Sie bedarf der einstimmigen 
Genehmigung des Rates." 

Artikel 5 

Artikel 45 des EGKS-Vertrages wird durch folgenden Absatz 
ergänzt: 

„Der Rat kann auf Antrag des Gerichtshofes und nach Anhö¬ 
rung der Kommission und des Europäischen Parlaments ein¬ 
stimmig die Bestimmungen des Titels III der Satzung ändern." 

Kapitel II 

Bestimmungen zur Änderung des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Abschnitt I 

Bestimmungen betreffend die Organe 

Artikel 6 

(1) Es wird ein Verfahren der Zusammenarbeit eingerichtet, 
das für die Rechtsakte gilt, die auf die Artikel 7 und 49, Artikel 
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54 Absatz 2, Artikel 56 Absatz 2 Satz 2, Artikel 57 mit Aus¬ 
nahme des Absatzes 2 Satz 2, die Artikel 100a, 100b, 118a 
und 130e und Artikel 130q Absatz 2 des EWG-Vertrages 
gestützt sind. 

(2) In Artikel 7 Absatz 2 des EWG-Vertrages werden die 
Worte „nach Anhörung der Versammlung" durch die Worte „in 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament“ ersetzt. 

(3) In Artikel 49 des EWG-Vertrages werden die Worte „auf 
Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Wirt¬ 
schafts- und Sozialausschusses" durch folgende Worte er¬ 
setzt: „mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis¬ 
sion, in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament und 
nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses". 

(4) In Artikel 54 Absatz 2 des EWG-Vertrages werden die 
Worte „auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses und der Versammlung" 
durch folgende Worte ersetzt: „auf Vorschlag der Kommission, 
in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament und nach 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses“. 

(5) Artikel 56 Absatz 2 Satz 2 des EWG-Vertrages erhält 
folgende Fassung: 

„Hinsichtlich der Koordinierung der Rechtsverordnungen und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten erläßt er jedoch 
die Richtlinien nach dem Ende der zweiten Stufe mit qualifizier¬ 
ter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und in Zusammen¬ 
arbeit mit dem Europäischen Parlament." 

(6) In Artikel 57 Absatz 1 des EWG-Vertrages werden die 
Worte „und nach Anhörung der Versammlung" durch die 
Worte „und in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla¬ 
ment“ ersetzt. 

(7) Artikel 57 Absatz 2 Satz 3 des EWG-Vertrages erhält 
folgende Fassung: 

„Im übrigen beschließt der Rat mit qualifizierter Mehrheit in 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament.“ 

Artikel 7 

Artikel 149 des EWG-Vertrages erhält folgende Fassung: 

„Artikel 149 

(1) Wird der Rat kraft dieses Vertrages auf Vorschlag der 
Kommission tätig, so kann er Änderungen dieses Vorschlags 
nur einstimmig beschließen. 

(2) Wird der Rat kraft dieses Vertrages in Zusammenarbeit 
mit dem Europäischen Parlament tätig, so gilt folgendes Ver¬ 
fahren: 

a) Der Rat legt unter den Bedingungen des Absatzes 1 mit 
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments einen 
gemeinsamen Standpunkt fest. 

b) Der gemeinsame Standpunkt des Rates wird dem Europäi¬ 
schen Parlament zugeleitet. Der Rat und die Kommission 
unterrichten das Europäische Parlament in allen Einzelhei¬ 
ten über die Gründe, aus denen der Rat seinen gemein¬ 
samen Standpunkt festgelegt hat, sowie über den Stand¬ 
punkt der Kommission. 

Hat das Europäische Parlament diesen gemeinsamen 
Standpunkt binnen drei Monaten nach der Übermittlung 
gebilligt oder hat es sich innerhalb dieser Frist nicht geäu¬ 
ßert, so wird der Rechtsakt vom Rat entsprechend dem 
gemeinsamen Standpunkt endgültig verabschiedet. 

c) Das Europäische Parlament kann innerhalb der unter 
Buchstabe b vorgesehenen Dreimonatsfrist mit der absolu¬ 
ten Mehrheit seiner Mitglieder Abänderungen an dem 
gemeinsamen Standpunkt des Rates vorschlagen. Es kann 
ferner den gemeinsamen Standpunkt des Rates mit der 


gleichen Mehrheit ablehnen. Das Ergebnis der Beratungen 
wird dem Rat und der Kommission zugeleitet. 

Hat das Europäische Parlament den gemeinsamen Stand¬ 
punkt des Rates abgelehnt, so kann der Rat in zweiter 
Lesung nur einstimmig beschließen. 

d) Die Kommission überprüft innerhalb einer Frist von einem 
Monat den Vorschlag, aufgrund dessen der Rat seinen 
gemeinsamen Standpunkt festgelegt hat, unter Berück¬ 
sichtigung der vom Europäischen Parlament vorgeschlage¬ 
nen Abänderungen. 

Die Kommission übermittelt dem Rat zusammen mit dem 
von ihr überprüften Vorschlag die von ihr nicht übernomme¬ 
nen Abänderungen des Europäischen Parlaments und 
nimmt dazu Stellung. Der Rat kann diese Abänderungen 
einstimmig annehmen. 

e) Der Rat verabschiedet mit qualifizierter Mehrheit den von 
der Kommission überprüften Vorschlag. 

Der Rat kann den von der Kommission überprüften Vor¬ 
schlag nur einstimmig ändern. 

f) In den unter den Buchstaben c, d und e genannten Fällen 
muß der Rat binnen drei Monaten beschließen. Ergeht 
innerhalb dieser Frist kein Beschluß, so gilt der Vorschlag 
der Kommission als nicht angenommen. 

g) Die unter den Buchstaben b und f genannten Fristen kön¬ 
nen im gegenseitigen Einvernehmen zwischen dem Rat und 
dem Europäischen Parlament um höchstens einen Monat 
verlängert werden. 

(3) Solange ein Beschluß des Rates nicht ergangen ist, kann 
die Kommission ihren Vorschlag jederzeit im Verlauf der in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Verfahren ändern.“ 


Artikel 8 

Artikel 237 Absatz 1 des EWG-Vertrages erhält folgende 
Fassung: 

„Jeder europäische Staat kann beantragen, Mitglied der 
Gemeinschaft zu werden. Er richtet seinen Antrag an den Rat; 
dieser beschließt einstimmig nach Anhörung der Kommission 
und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, das mit 
der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder beschließt.“ 


Artikel 9 

Artikel 238 Absatz 2 des EWG-Vertrages erhält folgende 
Fassung: 

„Diese Abkommen werden nach Zustimmung des Europäi¬ 
schen Parlaments, das mit der absoluten Mehrheit seiner Mit¬ 
glieder beschließt, einstimmig vom Rat beschlossen.“ 

Artikel 10 

Artikel 145 des EWG-Vertrages wird durch folgende Bestim¬ 
mung ergänzt: 

überträgt der Rat der Kommission in den von ihm angenom¬ 
menen Rechtsakten die Befugnisse zur Durchführung der 
Vorschriften, die er erläßt. Der Rat kann bestimmte Moda¬ 
litäten für die Ausübung dieser Befugnisse festlegen. Er 
kann sich in spezifischen Fällen außerdem Vorbehalten, 
Durchführungsbefugnisse selbst auszuüben. Die obenge¬ 
nannten Modalitäten müssen den Grundsätzen und Regeln 
entsprechen, die der Rat auf Vorschlag der Kommission 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments vorher 
einstimmig festgelegt hat.“ 
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Artikel 11 

Der EWG-Vertrag wird durch folgende Bestimmung ergänzt: 

„Artikel 168 a 

(1) Auf Antrag des Gerichtshofes kann der Rat nach Anhö¬ 
rung der Kommission und des Europäischen Parlaments dem 
Gerichtshof durch einstimmigen Beschluß ein Gericht beiord¬ 
nen, das für Entscheidungen über bestimmte Gruppen von Kla¬ 
gen natürlicher oder juristischer Personen im ersten Rechts¬ 
zuge zuständig ist und gegen dessen Entscheidungen ein auf 
Rechtsfragen beschränktes Rechtsmittel beim Gerichtshof 
nach Maßgabe der Satzung eingelegt werden kann. Dieses 
Gericht ist weder für von den Mitgliedstaaten oder Gemein¬ 
schaftsorganen unterbreitete Rechtssachen noch für Vorab¬ 
entscheidungen gemäß Artikel 177 zuständig. 

(2) Der Rat legt nach dem in Absatz 1 vorgesehenen Verfah¬ 
ren die Zusammensetzung dieses Gerichts fest und beschließt 
die Anpassungen und ergänzenden Bestimmungen, die in 
bezug auf die Satzung des Gerichtshofes notwendig werden. 
Wenn der Rat nichts anderes beschließt, finden die den 
Gerichtshof betreffenden Bestimmungen dieses Vertrages 
und insbesondere die Bestimmungen des Protokolls über die 
Satzung des Gerichtshofes auf dieses Gericht Anwendung. 

(3) Zu Mitgliedern dieses Gerichts sind Personen auszu¬ 
wählen, die jede Gewähr für Unabhängigkeit bieten und über 
die Befähigung zur Ausübung richterlicher Tätigkeiten verfü¬ 
gen; sie werden von den Regierungen der Mitgliedstaaten im 
gegenseitigen Einvernehmen für sechs Jahre ernannt. Alle drei 
Jahre wird das Gericht teilweise neu besetzt. Die Wieder¬ 
ernennung ausscheidender Mitglieder ist zulässig. 

(4) Dieses Gericht erläßt seine Verfahrensordnung im Ein¬ 
vernehmen mit dem Gerichtshof. Sie bedarf der einstimmigen 
Genehmigung des Rates.“ 

Artikel 12 

In Artikel 188 des EWG-Vertrages wird folgender Absatz 2 
eingefügt: 

„Der Rat kann auf Antrag des Gerichtshofes und nach Anhö¬ 
rung der Kommission und des Europäischen Parlaments ein¬ 
stimmig die Bestimmungen des Titels III der Satzung ändern.“ 

Abschnitt II 

Bestimmungen über die Grundlagen und die Politik 
der Gemeinschaft 

Unterabschnitt I 

Binnenmarkt 

Artikel 13 

Der EWG-Vertrag wird durch folgende Bestimmung ergänzt: 

„Artikel 8 a 

Die Gemeinschaft trifft die erforderlichen Maßnahmen, um 
bis zum 31. Dezember 1992 gemäß dem vorliegenden Artikel, 
den Artikeln 8 b,8 c und 28, Artikel 57 Absatz 2, Artikel 59, Arti¬ 
kel 70 Absatz 1 und den Artikeln 84,99,100 a und 100 b unbe¬ 
schadet der sonstigen Bestimmungen dieses Vertrages den 
Binnenmarkt schrittweise zu verwirklichen. 

Der Binnenmarkt umfaßt einen Raum ohne Binnengrenzen, 
in dem der freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistun¬ 
gen und Kapital gemäß den Bestimmungen dieses Vertrages 
gewährleistet ist." 

Artikel 14 

Der EWG-Vertrag wird durch folgende Bestimmung ergänzt: 

„Artikel 8 b 

Die Kommission berichtet dem Rat vor dem 31. Dezember 
1988 und vor dem 31. Dezember 1990 über den Stand der 


Arbeiten im Hinblick auf die Verwirklichung des Binnenmarktes 
innerhalb der in Artikel 8 a gesetzten Frist. 

Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der 
Kommission die Leitlinien und Bedingungen fest, die erforder¬ 
lich sind, um in allen betroffenen Sektoren einen ausgewoge¬ 
nen Fortschritt zu gewährleisten." 

Artikel 15 

Der EWG-Vertrag wird durch folgende Bestimmung ergänzt: 
„Artikel 8 c 

Bei der Formulierung ihrer Vorschläge zur Verwirklichung 
der Ziele des Artikels 8 a berücksichtigt die Kommission den 
Umfang der Anstrengungen, die einigen Volkswirtschaften mit 
unterschiedlichem Entwicklungsstand im Zuge der Errichtung 
des Binnenmarktes abverlangt werden, und kann geeignete 
Bestimmungen vorschlagen. 

Erhalten diese Bestimmungen die Form von Ausnahmerege¬ 
lungen, so müssen sie vorübergehender Art sein und dürfen 
das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes so wenig wie 
möglich stören." 

Artikel 16 

(1) Artikel 28 des EWG-Vertrages erhält folgende Fassung: 

„Artikel 28 

Über alle autonomen Änderungen oder Aussetzungen 
der Sätze des Gemeinsamen Zolltarifs entscheidet der Rat 
mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission." 

(2) Artikel 57 Absatz 2 Satz 2 des EWG-Vertrages erhält fol¬ 
gende Fassung: 

„Hierbei ist Einstimmigkeit für Richtlinien erforderlich, 
deren Durchführung in mindestens einem Mitgliedstaat 
eine Änderung bestehender gesetzlicher Grundsätze der 
Berufsordnung hinsichtlich der Ausbildung und der Bedin¬ 
gungen für den Zugang natürlicher Personen zum Beruf 
umfaßt." 

(3) In Artikel 59 Absatz 2 des EWG-Vertrages wird das Wort 
„einstimmig“ durch die Worte „mit qualifizierter Mehrheit" 
ersetzt. 

(4) In Artikel 70 Absatz 1 des EWG-Vertrages erhalten die bei¬ 
den letzten Sätze folgende Fassung: 

„Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit Richtlinien hier¬ 
für. Er wird bemüht sein, ein Höchstmaß an Liberalisierung 
zu erreichen. Der Einstimmigkeit bedürfen Maßnahmen, die 
einen Rückschritt auf dem Gebiet der Liberalisierung des 
Kapitalverkehrs darstellen.“ 

(5) In Artikel 84 Absatz 2 des EWG-Vertrages wird das Wort 
„einstimmig“ durch die Worte „mit qualifizierter Mehrheit" 
ersetzt. 

(6) Artikel 84 Absatz 2 des EWG-Vertrages wird durch folgen¬ 
den Unterabsatz ergänzt: 

„Die Verfahrensvorschriften des Artikels 75 Absätze 1 
und 3 finden Anwendung." 


Artikel 17 

Artikel 99 des EWG-Vertrages erhält folgende Fassung: 
„Artikel 99 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung des Europäischen Parlaments einstimmig die 
Bestimmungen zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
über die Umsatzsteuern, die Verbrauchsabgaben und sonstige 
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indirekte Steuern, soweit diese Harmonisierung für die Errich¬ 
tung und das Funktionieren des Binnenmarktes innerhalb der 
in Artikel 8 a vorgesehenen Frist notwendig ist." 


Artikel 18 

Der EWG-Vertrag wird durch folgende Bestimmungen 
ergänzt: 

„Artikel 100 a 

(1) Soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist, 
gilt in Abweichung von Artikel 100 für die Verwirklichung der 
Ziele des Artikels 8 a die nachstehende Regelung. Der Rat 
erläßt auf Vorschlag der Kommission, in Zusammenarbeit mit 
dem Europäischen Parlament und nach Anhörung des Wirt¬ 
schafts- und Sozialausschusses mit qualifizierter Mehrheit die 
Maßnahmen zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungs¬ 
vorschriften der Mitgliedstaaten, die die Schaffung und das 
Funktionieren des Binnenmarktes zum Gegenstand haben. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für die Bestimmungen über die Steu¬ 
ern, die Bestimmungen über die Freizügigkeit und die Bestim¬ 
mungen über die Rechte und Interessen der Arbeitnehmer. 

(3) Die Kommission geht in ihren Vorschlägen nach Absatz 
1 in den Bereichen Gesundheit, Sicherheit, Umweltschutz und 
Verbraucherschutz von einem hohen Schutzniveau aus. 

(4) Hält es ein Mitgliedstaat, wenn der Rat mit qualifizierter 
Mehrheit eine Harmonisierungsmaßnahme erlassen hat, für 
erforderlich, einzelstaatliche Bestimmungen anzuwenden, die 
durch wichtige Erfordernisse im Sinne des Artikels 36 oder in 
bezug auf den Schutz der Arbeitsumwelt oder den Umwelt¬ 
schutz gerechtfertigt sind, so teilt er diese Bestimmungen der 
Kommission mit. 

Die Kommission bestätigt die betreffenden Bestimmungen, 
nachdem sie sich vergewissert hat, daß sie kein Mittel zur will¬ 
kürlichen Diskriminierung und keine verschleierte Beschrän¬ 
kung des Handels zwischen den Mitgliedstaaten darstellen. 

In Abweichung von dem Verfahren der Artikel 169 und 170 
kann die Kommission oder ein Mitgliedstaat den Gerichtshof 
unmittelbar anrufen, wenn die Kommission oder der Staat der 
Auffassung ist, daß ein anderer Mitgliedstaat die in diesem 
Artikel vorgesehenen Befugnisse mißbraucht. 

(5) Die vorgenannten Harmonisierungsmaßnahmen sind in 
geeigneten Fällen mit einer Schutzklausel verbunden, die die 
Mitgliedstaaten ermächtigt, aus einem oder mehreren der in 
Artikel 36 genannten nichtwirtschaftlichen Gründen vorläufige 
Maßnahmen zu treffen, die einem gemeinschaftlichen Kon- 
trollverfahren unterliegen." 


Artikel 19 

Der EWG-Vertrag wird durch folgende Bestimmung ergänzt: 

„Artikel 100 b 

(1) Die Kommission erfaßt im Laufe des Jahres 1992 
gemeinsam mit jedem Mitgliedstaat dessen unter Artikel 100 a 
fallende Rechts- und Verwaltungsvorschriften, für die keine 
Angleichung gemäß diesem Artikel erfolgt ist. 

Der Rat kann gemäß Artikel 100 a beschließen, daß die in 
einem Mitgliedstaat geltenden Vorschriften als den Vorschrif¬ 
ten eines anderen Mitgliedstaates gleichwertig anerkannt 
werden müssen. 

(2) Artikel 100 a Absatz 4 findet entsprechende Anwendung. 

(3) Die Kommission führt die Erfassung nach Absatz 1 so 
rechtzeitig durch und legt die entsprechenden Vorschläge so 
rechtzeitig vor, daß der Rat vor Ende 1992 beschließen kann.“ 


Unterabschnitt II 
Währungspolitische Befugnisse 

Artikel 20 

1. Im Dritten Teil Titel II des EWG-Vertrages wird das folgende 
neue Kapitel 1 eingefügt: 

„Kapitel 1 

Die Zusammenarbeit in der Wirtschafts- und 

Währungspolitik 

(Wirtschafts- und Währungsunion) 

Artikel 102 a 

(1) Um die für die Weiterentwicklung der Gemeinschaft 
erforderliche Konvergenz der Wirtschafts- und Währungspoli¬ 
tiken zu sichern, arbeiten die Mitgliedstaaten gemäß den Zie¬ 
len des Artikels 104 zusammen. Sie berücksichtigen dabei die 
Erfahrungen, die bei der Zusammenarbeit im Rahmen des 
Europäischen Währungssystems (EWS) und bei der Entwick¬ 
lung der ECU gesammelt worden sind und respektieren die 
bestehenden Zuständigkeiten. 

(2) Sofern die weitere Entwicklung im Bereich der Wirt¬ 
schafts- und Währungspolitik institutioneile Veränderungen 
erforderlich macht, findet Artikel 236 Anwendung. Bei institu¬ 
tionellen Veränderungen im Bereich der Währungspolitik 
werden auch der Währungsausschuß und der Ausschuß der 
Präsidenten der Zentralbanken gehört.“ 

2. Die Kapitel 1, 2 und 3 werden zu den Kapiteln 2, 3 und 4. 

Unterabschnitt III 

Sozialpolitik 

Artikel 21 

Der EWG-Vertrag wird durch folgende Bestimmung ergänzt: 

„Artikel 118 a 

(1) Die Mitgliedstaaten bemühen sich, die Verbesserung 
insbesondere der Arbeitsumwelt zu fördern, um die Sicherheit 
und die Gesundheit der Arbeitnehmer zu schützen und setzen 
sich die Harmonisierung der in diesem Bereich bestehenden 
Bedingungen bei gleichzeitigem Fortschritt zum Ziel. 

(2) Als Beitrag zur Verwirklichung des Ziels gemäß Absatz 1 
erläßt der Rat auf Vorschlag der Kommission, in Zusammen¬ 
arbeit mit dem Europäischen Parlament und nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses unter Berücksichtigung 
der in den einzelnen Mitgliedstaaten bestehenden Bedingun¬ 
gen und technischen Regelungen mit qualifizierter Mehrheit 
durch Richtlinien Mindestvorschriften, die schrittweise anzu¬ 
wenden sind. 

Diese Richtlinien sollen keine verwaltungsmäßigen, finan¬ 
ziellen oder rechtlichen Auflagen vorschreiben, die der Grün¬ 
dung und Entwicklung von Klein- und Mittelbetrieben ent¬ 
gegenstehen. 

(3) Die aufgrund dieses Artikels erlassenen Bestimmungen 
hindern die einzelnen Mitgliedstaaten nicht daran, Maßnah¬ 
men zum verstärkten Schutz der Arbeitsbedingungen beizube¬ 
halten oder zu ergreifen, die mit diesem Vertrag vereinbar 
sind." 

Artikel 22 

Der EWG-Vertrag wird durch folgende Bestimmung ergänzt: 

„Artikel 118 b 

Die Kommission bemüht sich darum, den Dialog zwischen 
den Sozialpartnern auf europäischer Ebene zu entwickeln, der, 
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wenn diese es für wünschenswert halten, zu vertraglichen 
Beziehungen führen kann.“ 

Unterabschnitt IV 

Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt 

Artikel 23 

Dem Dritten Teil des EWG-Vertrages wird folgender Titel V 
hinzugefügt: 

„Titel V 

Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt 

Artikel 130 a 

Die Gemeinschaft entwickelt und verfolgt weiterhin ihre Poli¬ 
tik zur Stärkung ihres wirtschaftlichen und sozialen Zusam¬ 
menhalts, um eine harmonische Entwicklung der Gemein¬ 
schaft als Ganzes zu fördern. 

Die Gemeinschaft setzt sich insbesondere zum Ziel, den 
Abstand zwischen den verschiedenen Regionen und den 
Rückstand der am stärksten benachteiligten Gebiete zu ver¬ 
ringern. 

Artikel 130 b 

Die Mitgliedstaaten führen und koordinieren ihre Wirt¬ 
schaftspolitik in der Weise, daß auch die in Artikel 130 a 
genannten Ziele erreicht werden. Die Durchführung der 
gemeinsamen Politiken und die Errichtung des Binnenmarktes 
berücksichtigen die Ziele der Artikel 130 a und 130 c und tra¬ 
gen zu deren Verwirklichung bei. Die Gemeinschaft unterstützt 
diese Bemühungen durch die Politik, welche sie mit Hilfe der 
Strukturfonds (Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft - Abteilung Ausrichtung, Europäischer 
Sozialfonds, Europäischer Fonds für regionale Entwicklung), 
der Europäischen Investitionsbank und der sonstigen vorhan¬ 
denen Finanzierungsinstrumente führt. 

Artikel 130 c 

Aufgabe des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
ist es, durch Beteiligung an der Entwicklung und an der struk¬ 
turellen Anpassung der rückständigen Gebiete und an der 
Umstellung der Industriegebiete mit rückläufiger Entwicklung 
zum Ausgleich der wichtigsten regionalen Ungleichgewichte in 
der Gemeinschaft beizutragen. 

Artikel 130d 

Die Kommission unterbreitet dem Rat unmittelbar nach 
Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte einen 
Gesamtvorschlag, der darauf abzielt, an der Struktur und den 
Regeln für die Arbeitsweise der bestehenden Strukturfonds 
(Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land¬ 
wirtschaft - Abteilung Ausrichtung, Europäischer Sozialfonds, 
Europäischer Fonds für regionale Entwicklung) die zur Präzi¬ 
sierung und Rationalisierung der Aufgaben dieser Fonds 
gegebenenfalls erforderlichen Änderungen vorzunehmen, um 
zur Erreichung der Ziele der Artikel 130 a und 130 c beizutra¬ 
gen, die Effizienz der Fonds zu erhöhen und deren Tätigkeiten 
sowohl untereinander als auch im Verhältnis zu den Tätigkei¬ 
ten der vorhandenen Finanzierungsinstrumente zu koordinie¬ 
ren. Der Rat beschließt binnen Jahresfrist und nach Anhörung 
des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses einstimmig über diesen Vorschlag. 


Artikel 130e 

Nach Annahme des Beschlusses gemäß Artikel 130 d erläßt 
der Rat die den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
betreffenden Durchführungsbeschlüsse mit qualifizierter 


Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und in Zusammen¬ 
arbeit mit dem Europäischen Parlament. 

Für den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung und den Europäi¬ 
schen Sozialfonds sind Artikel 43 bzw. 126 und 127 weiterhin 
anwendbar." 

Unterabschnitt V 

Forschung und technologische Entwicklung 

Artikel 24 

Dem Dritten Teil des EWG-Vertrages wird folgender Titel VI 
hinzugefügt: 

„Titel VI 

Forschung und technologische Entwicklung 
Artikel 130f 

(1) Die Gemeinschaft setzt sich zum Ziel, die wissenschaft¬ 
lichen und technischen Grundlagen der europäischen Indu¬ 
strie zu stärken und die Entwicklung ihrer internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit zu fördern. 

(2) In diesem Sinne unterstützt sie die Unternehmen - ein¬ 
schließlich der Klein- und Mittelbetriebe-, die Forschungszen¬ 
tren und die Hochschulen bei ihren Bemühungen auf dem 
Gebiet der Forschung und der technologischen Entwicklung: 
sie fördert ihre Zusammenarbeitsbestrebungen, damit die 
Unternehmen vor allem die Möglichkeiten des Binnenmarktes 
der Gemeinschaft voll nutzen können, und zwar insbesondere 
durch die Öffnung der einzelstaatlichen öffentlichen Beschaf¬ 
fungsmärkte, die Festlegung gemeinsamer Normen und die 
Beseitigung der dieser Zusammenarbeit entgegenstehenden 
rechtlichen und steuerlichen Hindernisse. 

(3) Bei der Verwirklichung dieser Ziele wird dem Verhältnis 
zwischen der gemeinsamen Anstrengung auf dem Gebiet von 
Forschung und technologischer Entwicklung, der Errichtung 
des Binnenmarktes und der Durchführung gemeinsamer Poli¬ 
tiken, insbesondere im Bereich von Wettbewerb und Handels¬ 
verkehr, besonders Rechnung getragen. 


Artikel 130 g 

Zur Erreichung dieser Ziele ergreift die Gemeinschaft 
folgende Maßnahmen, die die in den Mitgliedstaaten durch¬ 
geführten Aktionen ergänzen: 

a) Durchführung von Programmen für Forschung, technologi¬ 
sche Entwicklung und Demonstration unter Förderung der 
Zusammenarbeit mit Unternehmen, Forschungszentren 
und Hochschulen: 

b) Förderung der Zusammenarbeit mit dritten Ländern und 
internationalen Organisationen auf dem Gebiet der 
gemeinschaftlichen Forschung, technologischen Entwick¬ 
lung und Demonstration; 

c) Verbreitung und Auswertung der Ergebnisse der Tätigkei¬ 
ten auf dem Gebiet der gemeinschaftlichen Forschung, 
technologischen Entwicklung und Demonstration; 

d) Förderung der Ausbildung und der Mobilität der Forscher 
aus der Gemeinschaft. 


Artikel 130 h 

Die Mitgliedstaaten koordinieren untereinander in Verbin¬ 
dung mit der Kommission die auf einzelstaatlicher Ebene 
durchgeführten Politiken und Programme. Die Kommission 
kann in engem Kontakt mit den Mitgliedstaaten alle Initiativen 
ergreifen, die dieser Koordinierung förderlich sind. 
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Artikel 130 i 

(1) Die Gemeinschaft stellt ein mehrjähriges Rahmenpro¬ 
gramm auf, in dem alle ihre Aktionen zusammengefaßt werden. 
Das Rahmenprogramm legt die wissenschaftlichen und tech¬ 
nischen Ziele, ihre jeweilige Prioritätsstufe, die Grundzüge der 
geplanten Aktionen, den für notwendig erachteten Betrag und 
die Einzelheiten der finanziellen Beteiligung der Gemeinschaft 
am gesamten Programm sowie die Aufteilung dieses Betrags 
auf die verschiedenen geplanten Aktionen fest. 

(2) Das Rahmenprogramm kann je nach Entwicklung der 
Lage angepaßt oder ergänzt werden. 

Artikel 130 k 

Die Durchführung des Rahmenprogramms erfolgt im Wege 
spezifischer Programme, die innerhalb einer jeden Aktion ent¬ 
wickelt werden. In jedem spezifischen Programm werden die 
Einzelheiten seiner Durchführung, seine Laufzeit und die für 
notwendig erachteten Mittel festgelegt. 

Der Rat legt die Einzelheiten der Verbreitung der Kenntnisse 
fest, die aus den spezifischen Programmen gewonnen werden. 

Artikel 1301 

Bei der Durchführung des mehrjährigen Rahmenprogramms 
können Zusatzprogramme beschlossen werden, an denen nur 
bestimmte Mitgliedstaaten teilnehmen, die sie vorbehaltlich 
einer etwaigen Beteiligung der Gemeinschaft auch finanzie¬ 
ren. 

Der Rat legt insbesondere hinsichtlich der Verbreitung der 
Kenntnisse und des Zugangs anderer Mitgliedstaaten die 
Regeln für die Zusatzprogramme fest. 

Artikel 130 m 

Die Gemeinschaft kann bei der Durchführung des mehrjäh¬ 
rigen Rahmenprogramms eine Beteiligung an Forschungs¬ 
und Entwicklungsprogrammen mehrerer Mitgliedstaaten, ein¬ 
schließlich der Beteiligung an den zu ihrer Durchführung 
geschaffenen Strukturen, im Einvernehmen mit den betreffen¬ 
den Mitgliedstaaten vorsehen. 

Artikel 130n 

Die Gemeinschaft kann bei der Durchführung des mehrjäh¬ 
rigen Rahmenprogramms eine Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der gemeinschaftlichen Forschung, technologischen 
Entwicklung und Demonstration mit dritten Ländern oder inter¬ 
nationalen Organisationen vorsehen. 

Die Einzelheiten dieser Zusammenarbeit können Gegen¬ 
stand internationaler Abkommen zwischen der Gemeinschaft 
und den betreffenden dritten Parteien sein, die gemäß Arti¬ 
kel 228 ausgehandelt und geschlossen werden. 

Artikel 130o 

Die Gemeinschaft kann gemeinsame Unternehmen gründen 
oder andere Strukturen schaffen, die für die ordnungsgemäße 
Durchführung der Programme für gemeinschaftliche For¬ 
schung, technologische Entwicklung und Demonstration erfor¬ 
derlich sind. 

Artikel 130 p 

(1) Die Einzelheiten der Finanzierung eines jeden Pro¬ 
gramms, einschließlich einer möglichen Beteiligung der 
Gemeinschaft, werden bei der Annahme des Programms fest¬ 
gelegt. 

(2) Unbeschadet anderer Arten eines etwaigen Tätigwer¬ 
dens der Gemeinschaft wird die Höhe des jährlichen Beitrags 
der Gemeinschaft im Rahmen des Haushaltsverfahrens fest¬ 
gesetzt. Die Summe der geschätzten Kosten der spezifischen 
Programme darf die durch das Rahmenprogramm vorgese¬ 
hene Finanzierung nicht überschreiten. 


Artikel 130q 

(1) Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts¬ 
und Sozialausschusses einstimmig die in den Artikeln 130 i 
und 130 o vorgesehenen Bestimmungen fest. 

(2) Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission, nach Anhö¬ 
rung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und in Zusam¬ 
menarbeit mit dem Europäischen Parlament mit qualifizierter 
Mehrheit die in den Artikeln 130 k, 1301, 130 m, 130n und Arti¬ 
kel 130 p Absatz 1 vorgesehenen Bestimmungen fest. Für die 
Verabschiedung der Zusatzprogramme ist außerdem die 
Zustimmung der daran beteiligten Mitgliedstaaten erforder¬ 
lich." 

Unterabschnitt VI 
Umwelt 

Artikel 25 

Dem Dritten Teil des EWG-Vertrages wird folgender Titel VII 
hinzugefügt: 

„Titel VII 
Umwelt 

Artikel 130r 

(1) Die Umweltpolitik der Gemeinschaft hat zum Ziel, 

- die Umwelt zu erhalten, zu schützen und ihre Qualität zu ver¬ 
bessern, 

- zum Schutz der menschlichen Gesundheit beizutragen. 

- eine umsichtige und rationelle Verwendung der natürlichen 
Ressourcen zu gewährleisten. 

(2) Die Tätigkeit der Gemeinschaft im Bereich der Umwelt 
unterliegt dem Grundsatz, Umweltbeeinträchtigungen vorzu¬ 
beugen und sie nach Möglichkeit an ihrem Ursprung zu 
bekämpfen, sowie dem Verursacherprinzip. Die Erfordernisse 
des Umweltschutzes sind Bestandteil der anderen Politiken 
der Gemeinschaft. 

(3) Bei der Erarbeitung ihrer Maßnahmen im Bereich der 
Umwelt berücksichtigt die Gemeinschaft 

- die verfügbaren wissenschaftlichen und technischen Daten, 

- die Umweltbedingungen in den einzelnen Regionen der 
Gemeinschaft, 

- die Vorteile und die Belastung aufgrund der Maßnahmen 
bzw. ihrer Unterlassung, 

- die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Gemein¬ 
schaft insgesamt sowie die ausgewogene Entwicklung ihrer 
Regionen. 

(4) Die Gemeinschaft wird im Bereich der Umwelt insoweit 
tätig, als die in Absatz 1 genannten Ziele besser auf Gemein¬ 
schaftsebene erreicht werden können als auf der Ebene der 
einzelnen Mitgliedstaaten. Unbeschadet einiger Maßnahmen 
gemeinschaftlicher Art tragen die Mitgliedstaaten für die 
Finanzierung und Durchführung der anderen Maßnahmen 
Sorge. 

(5) Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten arbeiten im 
Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse mit den dritten Ländern 
und den zuständigen internationalen Organisationen zusam¬ 
men. Die Einzelheiten der Zusammenarbeit der Gemeinschaft 
können Gegenstand von Abkommen zwischen dieser und den 
betreffenden dritten Parteien sein, die gemäß Artikel 228 aus¬ 
gehandelt und geschlossen werden. 

Unterabsatz 1 berührt nicht die Zuständigkeit der Mitglied¬ 
staaten, in internationalen Gremien zu verhandeln und inter¬ 
nationale Abkommen zu schließen. 



Nr. 39 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 24. Dezember 1986 


1111 


Artikel 130 s 

Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts¬ 
und Sozialausschusses einstimmig über das Tätigwerden der 
Gemeinschaft. 

Der Rat legt unter den in Absatz 1 genannten Bedingungen 
fest, was unter die mit qualifizierter Mehrheit zu fassenden 
Beschlüsse fällt. 

Artikel 130 t 

Die Schutzmaßnahmen, die gemeinsam aufgrund des Arti¬ 
kels 130 s getroffen werden, hindern die einzelnen Mitglied¬ 
staaten nicht daran, verstärkte Schutzmaßnahmen beizube¬ 
halten oder zu ergreifen, die mit diesem Vertrag vereinbar 
sind.“ 

Kapitel III 

Bestimmungen zur Änderung des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft 

Artikel 26 

Der EAG-Vertrag wird durch folgende Bestimmung ergänzt: 

„Artikel 140 a 

(1) Auf Antrag des Gerichtshofes kann der Rat nach Anhö¬ 
rung der Kommission und des Europäischen Parlaments dem 
Gerichtshof durch einstimmigen Beschluß ein Gericht beiord¬ 
nen, das für Entscheidungen über bestimmte Gruppen von Kla¬ 
gen natürlicher oder juristischer Personen im ersten Rechts¬ 
zuge zuständig ist und gegen dessen Entscheidungen ein auf 
Rechtsfragen beschränktes Rechtsmittel beim Gerichtshof 
nach Maßgabe der Satzung eingelegt werden kann. Dieses 
Gericht ist weder für von den Mitgliedstaaten oder Gemein¬ 
schaftsorganen unterbreitete Rechtssachen noch für Vorab¬ 
entscheidungen gemäß Artikel 150 zuständig. 

(2) Der Rat legt nach dem in Absatz 1 vorgesehenen Verfah¬ 
ren die Zusammensetzung dieses Gerichts fest und beschließt 
die Anpassungen und ergänzenden Bestimmungen, die in 
bezug auf die Satzung des Gerichtshofes notwendig werden. 
Wenn der Rat nichts anderes beschließt, finden die den 
Gerichtshof betreffenden Bestimmungen dieses Vertrages 
und insbesondere die Bestimmungen des Protokolls über die 
Satzung des Gerichtshofes auf dieses Gericht Anwendung. 

(3) Zu Mitgliedern dieses Gerichts sind Personen auszu¬ 
wählen, die jede Gewähr für Unabhängigkeit bieten und über 
die Befähigung zur Ausübung richterlicher Tätigkeiten verfü¬ 
gen: sie werden von den Regierungen der Mitgliedstaaten im 
gegenseitigen Einvernehmen für sechs Jahre ernannt. Alle drei 
Jahre wird das Gericht teilweise neu besetzt. Die Wiederer¬ 
nennung ausscheidender Mitglieder ist zulässig. 

(4) Dieses Gericht erläßt seine Verfahrensordnung im Ein¬ 
vernehmen mit dem Gerichtshof. Sie bedarf der einstimmigen 
Genehmigung des Rates.“ 

Artikel 27 

In Artikel 160 des EAG-Vertrages wird folgender Absatz 2 
eingefügt: 

„Der Rat kann auf Antrag des Gerichtshofes und nach Anhö¬ 
rung der Kommission und des Europäischen Parlaments ein¬ 
stimmig die Bestimmungen des Titels III der Satzung ändern.“ 

Kapitel IV 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 28 

Die Bestimmungen der Urkunden über den Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik zu den 


Europäischen Gemeinschaften werden durch die vorliegende 
Akte nicht berührt. 

Artikel 29 

In Artikel 4 Absatz 2 des Beschlusses 85/257/EWG, Eura¬ 
tom des Rates vom 7. Mai 1985 über das System der eigenen 
Mittel der Gemeinschaften werden die Worte „deren Höhe und 
Aufbringungsschlüssel durch einstimmigen Beschluß des 
Rates festgelegt werden" durch die Worte „deren Höhe und 
Aufbringungsschlüssel vom Rat mit qualifizierter Mehrheit 
nach Zustimmung der betroffenen Mitgliedstaaten beschlos¬ 
sen werden“ ersetzt. 

Diese Änderung läßt die Rechtsnatur des genannten 
Beschlusses unberührt. 

Titel III 

Vertragsbestimmungen über die 
Europäische Zusammenarbeit in der Außenpolitik 

Artikel 30 

Für die Europäische Zusammenarbeit in der Außenpolitik 
gelten folgende Bestimmungen: 

(1) Die Hohen Vertragsparteien, die Mitglieder der Europäi¬ 
schen Gemeinschaften sind, bemühen sich, gemeinsam eine 
europäische Außenpolitik auszuarbeiten und zu verwirklichen. 

(2) a) Die Hohen Vertragsparteien verpflichten sich, einan¬ 

der in allen außenpolitischen Fragen von allgemei¬ 
nem Interesse zu unterrichten und zu konsultieren, 
damit sichergestellt ist, daß sie durch Abstimmung, 
Angleichung ihrer Standpunkte und Durchführung 
gemeinsamer Maßnahmen ihren gemeinsamen Ein¬ 
fluß so wirkungsvoll wie möglich ausüben. 

b) Die Konsultationen finden statt, ehe die Hohen Ver¬ 
tragsparteien ihre endgültige Haltung festlegen. 

c) Jede Hohe Vertragspartei trägt bei ihren Stellung¬ 
nahmen und einzelstaatlichen Maßnahmen den 
Standpunkten der übrigen Partner in vollem Umfang 
Rechnung und berücksichtigt in gebührendem Maße 
die Wichtigkeit der Festlegung und Verwirklichung 
gemeinsamer europäischer Standpunkte. 

Um ihre Fähigkeit zum gemeinsamen Handeln im 
Bereich der Außenpolitik zu erweitern, stellen die 
Hohen Vertragsparteien die schrittweise Entwick¬ 
lung und die Festlegung gemeinsamer Grundsätze 
und Ziele sicher. 

Die Festlegung gemeinsamer Standpunkte bildet 
einen Bezugspunkt für die Politiken der Hohen Ver¬ 
tragsparteien. 

d) Die Hohen Vertragsparteien bemühen sich, Maßnah¬ 
men oder Stellungnahmen zu vermeiden, die ihre 
Wirksamkeit als kohärente Kraft in den internationa¬ 
len Beziehungen oder in internationalen Organisa¬ 
tionen schaden würden. 

(3) a) Die Außenminister und ein Mitglied der Kommission 

treten mindestens viermal jährlich im Rahmen der 
Europäischen Politischen Zusammenarbeit zusam¬ 
men. Auch anläßlich der Tagungen des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften können sie im Rah¬ 
men der Europäischen Politischen Zusammenarbeit 
außenpolitische Fragen behandeln. 

b) Die Kommission wird an der Arbeit der Europäischen 
Politischen Zusammenarbeit in vollem Umfang betei¬ 
ligt. 
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c) Um rasch gemeinsame Standpunkte einnehmen und 
gemeinsame Maßnahmen durchführen zu können, 
verzichten die Hohen Vertragsparteien im Rahmen 
des Möglichen darauf, die Herausbildung eines Kon¬ 
senses und das gemeinsame Handeln, das hieraus 
hervorgehen könnte, zu behindern. 

(4) Die Hohen Vertragsparteien gewährleisten, daß das 
Europäische Parlament eng an der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit beteiligt wird. Zu diesem Zweck unterrichtet 
die Präsidentschaft das Europäische Parlament regelmäßig 
über die im Rahmen der Arbeit der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit geprüften außenpolitischen Themen und 
trägt dafür Sorge, daß die Auffassungen des Europäischen 
Parlaments bei dieser Arbeit gebührend berücksichtigt wer¬ 
den. 

(5) Die auswärtigen Politiken der Europäischen Gemein¬ 
schaft und die im Rahmen der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit vereinbarten Politiken müssen kohärent 
sein. 

Es fällt unter die besondere Verantwortung der Präsident¬ 
schaft und der Kommission, in ihrem jeweiligen Zuständig¬ 
keitsbereich dafür Sorge zu tragen, daß diese Kohärenz ange¬ 
strebt und aufrechterhalten wird. 

(6) a) Die Hohen Vertragsparteien sind der Auffassung, 

daß eine engere Zusammenarbeit in Fragen der 
europäischen Sicherheit geeignet ist, wesentlich zur 
Entwicklung einer außenpolitischen Identität Euro¬ 
pas beizutragen. Sie sind zu einer stärkeren Koordi¬ 
nierung ihrer Standpunkte zu den politischen und 
wirtschaftlichen Aspekten der Sicherheit bereit. 

b) Die Hohen Vertragsparteien sind entschlossen, die 
für ihre Sicherheit notwendigen technologischen 
und industriellen Voraussetzungen aufrechtzuerhal¬ 
ten. Sie setzen sich hierfür sowohl auf einzelstaat¬ 
licher Ebene als auch, wo dies angebracht ist, im 
Rahmen der zuständigen Institutionen und Organe 
ein. 

c) Dieser Titel steht einer engeren Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Sicherheit zwischen einigen Hohen 
Vertragsparteien im Rahmen der Westeuropäischen 
Union und des Atlantischen Bündnisses nicht entge¬ 
gen. 

(7) a) In den internationalen Institutionen und auf internatio¬ 

nalen Konferenzen, bei denen die Hohen Vertrags¬ 
parteien vertreten sind, arbeiten diese auf die 
Annahme gemeinsamer Standpunkte zu Themen, 
die von diesem Titel erfaßt werden, hin. 

b) In den internationalen Institutionen und auf interna¬ 
tionalen Konferenzen, bei denen nicht alle Hohen 
Vertragsparteien vertreten sind, berücksichtigen 
diejenigen, die dort vertreten sind, in vollem Umfang 
die im Rahmen der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit vereinbarten Standpunkte. 

(8) Die Hohen Vertragsparteien führen immer, wenn sie es 
für notwendig halten, einen politischen Dialog mit Drittländern 
und regionalen Gruppierungen herbei. 

(9) Die Hohen Vertragsparteien und die Kommission inten¬ 
sivieren die Zusammenarbeit zwischen ihren in Drittländern 
und bei internationalen Organisationen akkreditierten Vertre¬ 
tungen, indem sie einander unterstützen und informieren. 

(10) a) Die Präsidentschaft in der Europäischen Politi¬ 

schen Zusammenarbeit wird von der Hohen Ver¬ 
tragspartei wahrgenommen, die den Vorsitz im Rat 
der Europäischen Gemeinschaften innehat. 

b) Die Präsidentschaft ist verantwortlich für Initiati¬ 
ven, für die Koordinierung und für die Vertretung 


der Mitgliedstaaten gegenüber Drittländern bei 
Tätigkeiten, die unter die Europäische Politische 
Zusammenarbeit fallen. Sie ist ferner verantwort¬ 
lich für die Führung der Geschäfte der Europäi¬ 
schen Politischen Zusammenarbeit, im besonderen 
für die Festlegung des Terminplans für die Treffen, 
ihre Einberufung und Durchführung. 

c) Die Politischen Direktoren treten regelmäßig im 
Politischen Komitee zusammen, um die nötigen 
Anstöße zu geben, die Kontinuität der Europäi¬ 
schen Politischen Zusammenarbeit zu gewährlei¬ 
sten und die Ministergespräche vorzubereiten. 

d) Auf Antrag von mindestens drei Mitgliedstaaten 
wird innerhalb von 48 Stunden das Politische 
Komitee oder nötigenfalls ein Ministertreffen ein¬ 
berufen. 

e) Die europäische Korrespondentengruppe hat die 
Aufgabe, entsprechend den Richtlinien des Politi¬ 
schen Komitees über die Durchführung der Euro¬ 
päischen Politischen Zusammenarbeit zu wachen 
und Fragen der allgemeinen Organisation zu prü¬ 
fen. 

f) Arbeitsgruppen treten entsprechend den Richtli¬ 
nien des Politischen Komitees zusammen. 

g) Ein in Brüssel eingerichtetes Sekretariat unter¬ 
stützt die Präsidentschaft bei der Vorbereitung und 
Durchführung der Arbeit der Europäischen Politi¬ 
schen Zusammenarbeit sowie in Verwaltungsfra¬ 
gen. Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben unter¬ 
steht es der Präsidentschaft. 

(11) Hinsichtlich der Vorrechte und Immunitäten sind die 
Mitglieder des Sekretariats der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit den Mitgliedern der diplomatischen Missio¬ 
nen der Hohen Vertragsparteien am Ort des Sekretariatssitzes 
gleichgestellt. 

(12) Die Hohen Vertragsparteien prüfen fünf Jahre nach 
Inkrafttreten dieser Akte, ob Titel III einer Revision bedarf. 

Titel IV 

Allgemeine und Schlußbestimmungen 

Artikel 31 

Die Bestimmungen des Vertrages über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, des Vertra¬ 
ges zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und des Vertrages zur Gründung der Europäischen Atomge¬ 
meinschaft betreffend die Zuständigkeit des Gerichtshofes der 
Europäischen Gemeinschaften und die Ausübung dieser 
Zuständigkeit gelten nur für die Bestimmungen des Titels II 
und für Artikel 32, und zwar unter den gleichen Bedingungen 
wie für die Bestimmungen der genannten Verträge. 

Artikel 32 

Vorbehaltlich des Artikels 3 Absatz 1, des Titels II und des 
Artikels 31 werden die Verträge zur Gründung der Europäi¬ 
schen Gemeinschaften sowie die nachfolgenden Verträge und 
Akte zur Änderung oder Ergänzung dieser Verträge durch die 
vorliegende Akte in keiner Weise berührt. 

Artikel 33 

(1) Diese Akte bedarf der Ratifizierung durch die Hohen Ver¬ 
tragsparteien gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschrif¬ 
ten. Die Ratifikationsurkunden werden bei der Regierung der 
Italienischen Republik hinterlegt. 

(2) Diese Akte tritt am ersten Tag des auf die Hinterlegung 
der letzten Ratifikationsurkunde folgenden Monats in Kraft. 
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Artikel 34 

Diese Akte ist in einer Urschrift in dänischer, deutscher, 
englischer, französischer, griechischer, irischer, italienischer, 
niederländischer, portugiesischer und spanischer Sprache 


abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist; 
sie wird im Archiv der Regierung der Italienischen Republik 
hinterlegt: diese übermittelt der Regierung jedes anderen 
Unterzeichnerstaates eine beglaubigte Abschrift. 


Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten Bevollmäch¬ 
tigten ihre Unterschriften unter diese Einheitliche Europäische 
Akte gesetzt. 

Geschehen zu Luxemburg am siebzehnten Februar neun¬ 
zehnhundertsechsundachtzig und in Den Haag am achtund¬ 
zwanzigsten Februar neunzehnhundertsechsundachtzig. 


Schlußakte 


Die Konferenz der Vertreter der Regierungen der Mitglied¬ 
staaten, die für den 9. September 1985 nach Luxemburg ein¬ 
berufen wurde, ihre Beratungen in Luxemburg und Brüssel 
fortgesetzt hat, hat den folgenden Text beschlossen: 

I 

Einheitliche Europäische Akte 

II 

Bei der Unterzeichnung dieses Textes hat die Konferenz die 
folgenden, dieser Schlußakte beigefügten Erklärungen ange¬ 
nommen: 

1. Erklärung zu den Durchführungsbefugnissen der Kom¬ 
mission 

2. Erklärung betreffend den Gerichtshof 

3. Erklärung zu Artikel 8 a des EWG-Vertrages 

4. Erklärung zu Artikel 100 a des EWG-Vertrages 

5. Erklärung zu Artikel 100 b des EWG-Vertrages 

6. Allgemeine Erklärung zu den Artikeln 13 bis 19 der 
Einheitlichen Europäischen Akte 

7. Erklärung zu Artikel 118a Absatz 2 des EWG-Vertrages 

8. Erklärung zu Artikel 130 d des EWG-Vertrages 

9. Erklärung zu Artikel 130 r des EWG-Vertrages 

10. Erklärung der Hohen Vertragsparteien zu Titel III der 
Einheitlichen Europäischen Akte 


11. Erklärung zu Artikel 30 Nummer 10 Buchstabe g der 
Einheitlichen Europäischen Akte 

Die Konferenz hat ferner die folgenden, dieser Schlußakte bei¬ 
gefügten Erklärungen zur Kenntnis genommen: 

1. Erklärung des Vorsitzes zu der Frist, innerhalb welcher der 
Rat in erster Lesung Stellung nimmt (Artikel 149 Absatz 2 
des EWG-Vertrages) 

2. Politische Erklärung der Regierungen der Mitgliedstaaten 
zur Freizügigkeit 

3. Erklärung der Regierung der Griechischen Republik zu Arti¬ 
kel 8 a des EWG-Vertrages 

4. Erklärung der Kommission zu Artikel 28 des EWG-Vertra¬ 
ges 

5. Erklärung der Regierung Irland zu Artikel 57 Absatz 2 des 
EWG-Vertrages 

6. Erklärung der Regierung der Portugiesischen Republik zu 
Artikel 59 Absatz 2 und Artikel 84 des EWG-Vertrages 

7. Erklärung der Regierung des Königreichs Dänemark zu 
Artikel 100 a des EWG-Vertrages 

8. Erklärung des Vorsitzes und der Kommission zu den wäh¬ 
rungspolitischen Befugnissen der Gemeinschaft 

9. Erklärung der Regierung des Königreichs Dänemark zur 
Europäischen Politischen Zusammenarbeit. 


Geschehen zu Luxemburg am siebzehnten Februar neun¬ 
zehnhundertsechsundachtzig und in Den Haag am achtund¬ 
zwanzigsten Februar neunzehnhundertsechsundachtzig. 
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Erklärung zu den Durchführungsbefugnissen 
der Kommission 

Die Konferenz ersucht die Gremien der Gemeinschaft, vor 
Inkrafttreten der Akte die Grundsätze und Regeln festzulegen, 
anhand deren die Durchführungsbefugnisse der Kommission 
in jedem einzelnen Fall zu definieren sind. 

In diesem Zusammenhang ersucht die Konferenz den Rat, im 
Hinblick auf die Ausübung der der Kommission im Rahmen des 
Artikels 100 a übertragenen Durchführungsbefugnisse, insbe¬ 
sondere dem Verfahren des Beratenden Ausschusses, einen 
maßgeblichen Platz im Hinblick auf Schnelligkeit und Wirk¬ 
samkeit des Entscheidungsprozesses einzuräumen. 

Erklärung betreffend den Gerichtshof 

Die Konferenz kommt überein, daß Artikel 32 d Absatz 1 des 
EGKS-Vertrages, Artikel 168 a Absatz 1 des EWG-Vertrages 
und Artikel 140 a Absatz 1 des EAG-Vertrages etwaigen Über¬ 
tragungen gerichtlicher Zuständigkeiten nicht vorgreift, die im 
Rahmen von Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten vorge¬ 
sehen werden könnten. 

Erklärung zu Artikel 8 a des EWG-Vertrages 

Die Konferenz möchte mit Artikel 8 a den festen politischen 
Willen zum Ausdruck bringen, vor dem 1. Januar 1993 die 
Beschlüsse zu fassen, die zur Verwirklichung des in diesem 
Artikel beschriebenen Binnenmarktes erforderlich sind, und 
zwar insbesondere die Beschlüsse, die zur Ausführung des 
von der Kommission in dem Weißbuch über den Binnenmarkt 
aufgestellten Programms notwendig sind. 

Die Festsetzung des Termins „31. Dezember 1992" bringt 
keine automatische rechtliche Wirkung mit sich. 

Erklärung zu Artikel 100 a des EWG-Vertrages 

Die Kommission wird bei ihren Vorschlägen nach Arti¬ 
kel 100 a Absatz 1 der Rechtsform der Richtlinie den Vorzug 
geben, wenn die Angleichung in einem oder mehreren Mit¬ 
gliedstaaten eine Änderung von gesetzlichen Vorschriften 
erfordert. 

Erklärung zu Artikel 100 b des EWG-Vertrages 

Die Konferenz ist der Ansicht, daß Artikel 8 c des EWG- 
Vertrages aufgrund seiner allgemeinen Tragweite auch für von 
der Kommission nach Artikel 100 b vorzulegende Vorschläge 
gilt. 

Allgemeine Erklärung zu den Artikeln 13 bis 19 
der Einheitlichen Europäischen Akte 

Diese Bestimmungen berühren in keiner Weise das Recht 
der Mitgliedstaaten, diejenigen Maßnahmen zu ergreifen, die 
sie zur Kontrolle der Einwanderung aus dritten Ländern sowie 
zur Bekämpfung von Terrorismus, Kriminalität, Drogenhandel 
und unerlaubtem Handel mit Kunstwerken und Antiquitäten für 
erforderlich halten. 


Erklärung zu Artikel 118 a Absatz 2 
des EWG-Vertrages 

Die Konferenz stellt fest, daß bei der Beratung von Arti¬ 
kel 118 a Absatz 2 des EWG-Vertrages Einvernehmen darüber 
bestand, daß die Gemeinschaft nicht beabsichtigt, bei der 


Festlegung von Mindestvorschriften zum Schutze der Sicher¬ 
heit und der Gesundheit der Arbeitnehmer die Arbeitnehmer in 
Klein- und Mittelbetrieben in sachlich nicht begründeterWeise 
schlechter zu stellen. 


Erklärung zu Artikel 130d des EWG-Vertrages 

Die Konferenz verweist in diesem Zusammenhang auf die 
Schlußfolgerungen der Tagung des Europäischen Rates vom 
März 1984 in Brüssel, die wie folgt lauten: 

„Im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten wird eine signifi¬ 
kante reale Aufstockung der unter Berücksichtigung der IMP 
für die Interventionen der Fonds bereitgestellten Finanzmittel 
vorgenommen." 

Erklärung zu Artikel 130r des EWG-Vertrages 

Absatz 1 dritter Gedankenstrich 

Die Konferenz stellt fest, daß die Tätigkeit der Gemeinschaft 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes sich nicht störend auf die 
einzelstaatliche Politik der Nutzung der Energieressourcen 
auswirken darf. 

Absatz 5 Unterabsatz 2 

Die Konferenz ist der Ansicht, daß Artikel 130 r Absatz 5 Unter¬ 
absatz 2 die sich aus dem AETR-Urteil des Gerichtshofs erge¬ 
benden Grundsätze nicht berührt. 


Erklärung der Hohen Vertragsparteien zu Titel III 
der Einheitlichen Europäischen Akte 

Die Hohen Vertragsparteien des Titels III über die Europäi¬ 
sche Politische Zusammenarbeit bekräftigen ihre offene Hal¬ 
tung gegenüber anderen europäischen Ländern mit den glei¬ 
chen Idealen und Zielen. Sie kommen insbesondere überein, 
die Verbindungen zu den Mitgliedstaaten des Europarates und 
anderen demokratischen Ländern Europas, mit denen sie 
freundschaftliche Beziehungen unterhalten und eng Zusam¬ 
menarbeiten, zu stärken. 

Erklärung zu Artikel 30 Nummer 10 Buchstabe g 
der Einheitlichen Europäischen Akte 

Die Konferenz ist der Ansicht, daß der Beschluß der Ver¬ 
treter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 8. April 1966 
über die vorläufige Unterbringung bestimmter Organe und 
Dienststellen der Gemeinschaften durch Artikel 30 Nummer 10 
Buchstabe g nicht berührt wird. 

Erklärung des Vorsitzes zu der Frist, innerhalb welcher 
der Rat In erster Lesung Stellung nimmt 
(Artikel 149 Absatz 2 des EWG-Vertrages) 

Was die Erklärung des Europäischen Rates von Mailand 
anbelangt, wonach der Rat nach Möglichkeiten suchen soll, 
seine Beschlußfassungsverfahren zu verbessern, so hat der 
Vorsitz die Absicht geäußert, die betreffenden Arbeiten so bald 
wie möglich zu einem Abschluß zu bringen. 

Politische Erklärung der Regierungen 
der Mitgliedstaaten zur Freizügigkeit 

Zur Förderung der Freizügigkeit arbeiten die Mitgliedstaaten 
unbeschadet der Befugnisse der Gemeinschaft zusammen, 
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und zwar insbesondere hinsichtlich der Einreise, der Bewe¬ 
gungsfreiheit und des Aufenthalts von Staatsangehörigen drit¬ 
ter Länder. Außerdem arbeiten sie bei der Bekämpfung von 
Terrorismus, Kriminalität, Drogenhandel und unerlaubtem 
Handel mit Kunstwerken und Antiquitäten zusammen. 


Erklärung der Regierung der Griechischen Republik 
zu Artikel 8 a des EWG-Vertrages 

Griechenland ist der Ansicht, daß die Entwicklung gemein¬ 
schaftlicher Politiken und Aktionen und die Annahme von Maß¬ 
nahmen auf der Grundlage von Artikel 70 Absatz 1 und Artikel 
84 so erfolgen müssen, daß empfindliche Sektoren der Wirt¬ 
schaft der Mitgliedstaaten nicht beeinträchtigt werden. 


Erklärung der Kommission 
zu Artikel 28 des EWG-Vertrages 

Bezüglich ihrer internen Verfahren sorgt die Kommission 
dafür, daß die sich aus der Änderung von Artikel 28 des EWG- 
Vertrages ergebenden Änderungen nicht zu Verzögerungen 
bei der Beantwortung dringender Anträge auf Änderung oder 
Aussetzung der Sätze des Gemeinsamen Zolltarifs führen. 


Erklärung der Regierung von Irland 
zu Artikel 57 Absatz 2 des EWG-Vertrages 

Irland bestätigt sein Einverständnis mit einer Beschlußfas¬ 
sung mit qualifizierter Mehrheit gemäß Artikel 57 Absatz 2, 
möchte aber daran erinnern, daß das Versicherungsgewerbe 
in Irland einen besonders empfindlichen Bereich darstellt und 
daß zum Schutz der Versicherungsnehmer sowie zum Schutz 
Dritter besondere Vereinbarungen getroffen werden mußten. 
In bezug auf die Harmonisierung der Rechtsvorschriften für 
das Versicherungswesen geht die irische Regierung davon 
aus, daß sie mit einer verständnisvollen Haltung der Kommis¬ 
sion und der übrigen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft rech¬ 
nen kann, falls Irland sich zu einem späteren Zeitpunkt in einer 
Situation befinden sollte, in der die irische Regierung es für 
erforderlich halten würde, hinsichtlich der Stellung des Ver¬ 
sicherungsgewerbes in Irland besondere Vorkehrungen zu 
treffen. 


Erklärung der Regierung der Portugiesischen Republik 
zu Artikel 59 Absatz 2 und Artikel 84 
des EWG-Vertrages 

Portugal vertritt die Auffassung, daß der Übergang von der 
einstimmigen Beschlußfassung zur Beschlußfassung mit 
qualifizierter Mehrheit in Artikel 59 Absatz 2 und Artikel 84, der 
in den Verhandlungen über den Beitritt Portugals zur Gemein¬ 
schaft nicht berücksichtigt worden ist und den gemeinschaft¬ 
lichen Besitzstand wesentlich verändert, empfindliche Schlüs¬ 
selsektoren der portugiesischen Wirtschaft nicht beeinträchti¬ 
gen darf und daß geeignete spezifische Übergangsmaßnah¬ 
men in allen Fällen ergriffen werden müssen, in denen dies 
erforderlich ist, um etwaige nachteilige Folgen für die betref¬ 
fenden Sektoren zu verhindern. 

Erklärung der Regierung des Königreichs Dänemark 
zu Artikel 100 a des EWG-Vertrages 

Die dänische Regierung stellt fest, daß in Fällen, in denen 
gemäß Artikel 100 a erlassene Harmonisierungsmaßnahmen 
nach Ansicht eines Mitgliedstaats nicht höhere Erfordernisse 
in bezug auf die Arbeitsumwelt oder den Umweltschutz oder 
im Sinne des Artikels 36 sicherstellen, durch Artikel 100 a 
Absatz 4 gewährleistet wird, daß der betreffende Mitgliedstaat 
einzelstaatliche Maßnahmen treffen kann. Diese dienen der 
Verwirklichung der genannten Erfordernisse und dürfen kei¬ 
nen verschleierten Protektionismus bedeuten. 

Erklärung des Vorsitzes und der Kommission zu den 
währungspolitischen Befugnissen der Gemeinschaft 

Der Vorsitz und die Kommission sind der Ansicht, daß die in 
den EWG-Vertrag eingefügten Bestimmungen über die wäh¬ 
rungspolitischen Befugnisse der Gemeinschaft nicht die Mög¬ 
lichkeit einer weiteren Entwicklung im Rahmen der bestehen¬ 
den Befugnisse präjudizieren. 

Erklärung der Regierung des Königreichs Dänemark 
zur Europäischen Politischen Zusammenarbeit 

Die dänische Regierung stellt fest, daß der Abschluß des 
Titels III über die Zusammenarbeit in der Außenpolitik die 
Beteiligung Dänemarks an der nordischen Zusammenarbeit im 
außenpolitischen Bereich nicht berührt. 
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Gesetz 

zu dem Protokoll vom 8. Juli 1985 zu dem Übereinkommen von 1979 
über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung 
betreffend die Verringerung von Schwefelemissionen 
oder ihres grenzüberschreitenden Flusses um mindestens 30 vom Hundert 


Vom 19. Dezember 1986 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Helsinki am 9. Juli 1985 von der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland Unterzeichneten Protokoll vom 8. Juli 
1985 zu dem Übereinkommen vom 13. November 1979 
über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreini¬ 
gung betreffend die Verringerung von Schwefelemissio¬ 
nen oder ihres grenzüberschreitenden Flusses um min¬ 
destens 30 vom Hundert (BGBl. 1982 II S. 373) wird 
zugestimmt. Das Protokoll wird nachstehend veröffent¬ 
licht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll nach seinem Arti¬ 
kel 11 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind 
gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Bonn, den 19. Dezember 1986 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister 

für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Wallmann 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Genscher 
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Protokoll 

zu dem Übereinkommen von 1979 
über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung 
betreffend die Verringerung von Schwefelemissionen 
oder ihres grenzüberschreitenden Flusses um mindestens 30 vom Hundert 

Protocol 

to the 1979 Convention on Long-range Transboundary 
Air Pollution on the Reduction of Sulphur Emissions 
or their Transboundary Fluxes by at Least 30 per Cent 


Protocole 

ä la Convention sur la pollution atmospherique 
transfrontiere ä longue distance, de 1979, 
relatif ä la reduction des emissions de soufre 
ou de leurs flux transfrontieres d’au moins 30 pour cent 


The Parties, 

Determined to implement the Conven¬ 
tion on Long-range Transboundary Air 
Pollution, 

Concerned that the present emissions 
of air pollutants are causing widespread 
damage, in exposed parts of Europe and 
North America, to natural resources of 
vital environmental and economic import- 
ance, such as forests, soils and waters, 
and to materials (including historical 
monuments) and, under certain circum- 
stances, have harmful effects on human 
health, 


Aware of the fact that the predominant 
sources of air pollution contributing to the 
acidification of the environment are the 
combustion of fossil fuels for energy pro- 
duction, and the main technological pro- 
cesses in various industrial sectors, as 
well as transport, which lead to emissions 
of sulphur dioxide, nitrogen oxides, and 
other pollutants, 


Considering that high priority should be 
given to reducing sulphur emissions, 
which will have positive results environ- 
mentally, on the over-all economic Situa¬ 
tion and on human health, 


Recalling the decision of the United 
Nations Economic Commission for 
Europe (ECE) at its thirty-ninth session, 
which stresses the urgency of intensify- 
ing efforts to arrive at co-ordinated 


Les Parties, 

Resolues ä donner effet ä la Conven¬ 
tion sur la pollution atmospherique trans¬ 
frontiere ä longue distance, 

Preoccupees par le fait que les emis¬ 
sions actuelles de polluants atmospheri- 
ques causent des dommages etendus 
dans les regions exposees d'Europe et 
d'Amerique du Nord ä des ressources 
naturelles d'importance vitale pour l’envi- 
ronnement et l'economie, comme les 
forets, les sols et les eaux, de meme 
qu’aux materiaux (y compris les monu¬ 
ments historiques) et ont dans certaines 
circonstances des effets nocifs pour la 
sante humaine, 

Conscientes que les principales sour¬ 
ces de pollution atmospherique qui 
contribuent ä l’acidification de l’environ- 
nement sont la combustion de combusti- 
bles fossiles pour la production d'energie 
et les principaux processus technologi- 
ques dans divers secteurs industriell 
ainsi que les transports qui provoquent 
l’emission de dioxyde de soufre, d'oxydes 
d'azote et d'autres polluants, 

Considerant qu’une priorite elevee 
devrait etre accordee ä la reduction des 
emissions du soufre qui aura des effets 
positifs sur l'environnement, la Situation 
economique d’ensemble et la sante 
humaine, 

Rappelant la decision prise par la Com¬ 
mission economique des Nations Unies 
pour l’Europe (CEE) ä sa trente-neuvieme 
session soulignant qu’il est urgent de 
redoubler d'efforts pour parvenir ä coor- 


(Übersetzung) 

Die Vertragsparteien - 

entschlossen, das Übereinkommen 
über weiträumige grenzüberschreitende 
Luftverunreinigung durchzuführen, 

besorgt darüber, daß die derzeitigen 
Emissionen luftverunreinigender Stoffe in 
den exponierten Teilen Europas und 
Nordamerikas ausgedehnte Schäden 
an Naturschätzen von lebenswichtiger 
Bedeutung für Umwelt und Wirtschaft, 
z. B. Wäldern, Böden und Gewässern, 
sowie an Materialien (einschließlich 
historischer Denkmäler) verursachen und 
unter bestimmten Umständen schädliche 
Auswirkungen auf die menschliche 
Gesundheit haben, 

in dem Bewußtsein, daß die Hauptquel¬ 
len der Luftverunreinigung, die zur Ver¬ 
sauerung der Umwelt beitragen, die Ver¬ 
brennung fossiler Brennstoffe zur Ener¬ 
gieerzeugung und die wichtigsten techni¬ 
schen Prozesse in den verschiedenen 
Industriezweigen sowie der Verkehr sind, 
die zu Emissionen von Schwefeldioxid, 
Stickstoffoxiden und anderen verunreini¬ 
genden Stoffen führen, 

in der Erwägung, daß der Verringerung 
von Schwefelemissionen, die sich auf die 
Umwelt, die wirtschaftliche Gesamtlage 
und die menschliche Gesundheit günstig 
auswirken wird, hoher Vorrang einge¬ 
räumt werden sollte, 

eingedenk des auf der neununddreißig¬ 
sten Tagung der Wirtschaftskommission 
der Vereinten Nationen für Europa (ECE) 
gefaßten Beschlusses, der die Dringlich¬ 
keit der Intensivierung der Bemühungen 
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national strategies and policies in the 
ECE region to reduce sulphur emissions 
effectively at national levels, 


Recalling the recognition by the Execu¬ 
tive Body for the Convention at its first 
session of the need to decrease effec¬ 
tively the total annual emissions of sul¬ 
phur compounds or their transboundary 
fluxes by 1993-1995, using 1980 levels 
as the basis for calculations of reduc- 
tions, 


Recalling that the Multilateral Confer¬ 
ence on the Causes and Prevention of 
Damage to Forests and Water by Air 
Pollution in Europe (Munich, 24-27 June 
1984) had requested that the Executive 
Body for the Convention, as a matter of 
highest priority, adopt a proposal for a 
specific agreement on the reduction of 
annual national sulphur emissions or their 
transboundary fluxes by 1993 at the 
latest, 


Noting that a number of Contracting 
Parties to the Convention have decided to 
implement reductions of their national 
annual sulphur emissions or their trans¬ 
boundary fluxes by at least 30 per cent as 
soon as possible and at the latest by 
1993, using 1980 levels as the basis for 
calculation of reductions. 


Recognizing, on the other hand, that 
some Contracting Parties to the Conven¬ 
tion, while not signing the present Proto- 
col at the time of its opening for signature, 
will nevertheless contribute significantly 
to the reduction of transboundary air Pol¬ 
lution, or will continue to make efforts to 
control sulphur emissions, as stated in 
the document annexed to the report of the 
Executive Body at its third session, 


Have agreed as follows: 

Article 1 
Definitions 

For the purposes of the present Proto- 
col, 

1. “Convention" means the Convention 
on Long-range Transboundary Air 
Pollution, adopted in Geneva on 13 
November 1979; 

2. “ EMEP’’ means the Co-operative Pro¬ 
gramme for Monitoring and Evaluation 
of the Long-range Transmission of Air 
Pollutants in Europe; 


donner les strategies et les politiques 
nationales dans la region de la CEE afin 
de reduire effectivement les emissions de 
soufre au niveau national, 


Rappelant que I'Organe executif de la 
Convention a reconnu ä sa premiere ses¬ 
sion qu’il fallait diminuer effectivement les 
emissions annuelles totales de compo- 
ses sulfureux ou leurs flux transfrontieres 
d'ici ä 1993-1995, en prenant les niveaux 
de 1980 comme base de calcul, 


Rappelant que la Conference multilate¬ 
rale sur les causes et la prevention des 
dommages causes aux forets et ä l'eau 
par la pollution atmospherique en Europe 
(Munich, 24-27 juin 1984) avait demande 
ä l’Organe executif de la Convention 
d’adopter, en premiere priorite, une pro- 
position en vue d’un accord special visant 
ä reduire les emissions nationales 
annuelles de soufre ou leurs flux trans¬ 
frontieres d’ici ä 1993 au plus tard, 


Notant qu’un certain nombre de parties 
contractantes ä la Convention ont decide 
d'operer des reductions de leurs emis¬ 
sions nationales annuelles de soufre ou 
de leurs flux transfrontieres d'au moins 
30 % aussitöt que possible et au plus tard 
d’ici ä 1993, en prenant les niveaux de 
1980 comme base pour le calcul des 
reductions, 

Reconnaissant d'autre part, que certai- 
nes parties contractantes ä la Conven¬ 
tion, bien qu'elles ne signent pas le pre¬ 
sent Protocole au moment de son Ouver¬ 
türe ä la signature, contribueront nean- 
moins notablement ä la reduction de la 
pollution atmospherique transfrontiere ou 
poursuivront leurs efforts pour contröler 
les emissions de soufre, ainsi qu’il est 
indique dans le document annexe au rap- 
port de l'Organe executif ä sa troisieme 
session, 


Sont convenues de ce qui suit: 


Article premier 
Definition 

Aux fins du present Protocole, 

1. On entend par «Convention», la 
Convention sur la pollution atmosphe¬ 
rique transfrontiere ä longue distance 
adoptee ä Geneve le 13 novembre 
1979; 

2. On entend par «EMEP», le Programme 
concerte de surveillance continue et 
d evaluation du transport ä longue dis¬ 
tance des polluants atmospheriques 
en Europe; 


um koordinierte nationale Strategien und 
Politiken in der ECE-Region zur wirk¬ 
samen Verringerung von Schwefelemis¬ 
sionen auf nationaler Ebene unter¬ 
streicht, 

eingedenk dessen, daß das Exekutiv¬ 
organ für das Übereinkommen auf seiner 
ersten Tagung die Notwendigkeit aner¬ 
kannt hat, die jährlichen Gesamtemis¬ 
sionen von Schwefelverbindungen oder 
ihren grenzüberschreitenden Fluß späte¬ 
stens 1993 bis 1995 wirksam herabzu¬ 
setzen, wobei zur Berechnung der Verrin¬ 
gerungen das Niveau von 1980 zugrunde 
gelegt wird, 

eingedenk dessen, daß die Multilate¬ 
rale Konferenz über Ursachen und Ver¬ 
hinderung von Wald- und Gewässerschä¬ 
den durch Luftverschmutzung in Europa 
(München, 24. bis 27. Juni 1984) gefor¬ 
dert hatte, daß das Exekutivorgan für das 
Übereinkommen mit höchster Priorität 
einen Vorschlag annimmt für eine spezifi¬ 
sche Vereinbarung über die Verminde¬ 
rung der jährlichen nationalen Schwefel¬ 
emissionen oder ihres grenzüberschrei¬ 
tenden Flusses bis spätestens 1993, 

in der Erkenntnis, daß eine Reihe von 
Vertragsparteien des Übereinkommens 
beschlossen haben, ihre jährlichen natio¬ 
nalen Schwefelemissionen oder ihren 
grenzüberschreitenden Fluß so bald wie 
möglich, spätestens jedoch bis 1993, um 
mindestens 30 v. H. zu verringern, wobei 
zur Berechnung der Verringerungen das 
Niveau von 1980 zugrunde gelegt wird, 

andererseits in Anerkennung dessen, 
daß einige Vertragsparteien des Überein¬ 
kommens das vorliegende Protokoll zwar 
nicht unterzeichnen werden, wenn es zur 
Unterzeichnung aufgelegt wird, aber 
trotzdem in erheblichem Maße zur Verrin¬ 
gerung der grenzüberschreitenden Luft¬ 
verunreinigung beitragen oder sich wei¬ 
terhin bemühen werden, die Schwefel¬ 
emissionen zu verringern, wie dies in dem 
dem Bericht des Exekutivorgans über 
seine dritte Tagung beigefügten Doku¬ 
ment festgestellt wird - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Protokolls 

1. bedeutet „Übereinkommen" das am 
13. November 1979 in Genf angenom¬ 
mene Übereinkommen über weiträu¬ 
mige grenzüberschreitende Luftverun¬ 
reinigung; 

2. bedeutet „EMEP" das Programm über 
die Zusammenarbeit bei der Messung 
und Bewertung der weiträumigen 
Übertragung von luftverunreinigenden 
Stoffen in Europa; 
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3. “Executive Body“ means the Execu¬ 
tive Body for the Convention consti- 
tuted under article 10, paragraph 1 of 
the Convention; 

4. "Geographical scope of EMEP" 
means the area defined in article 1, 
Paragraph 4 of the Protocol to the 
1979 Convention on Long-range 
Transboundary Air Pollution on Long- 
term Financing of the Co-operative 
Programme for Monitoring and Evalua¬ 
tion of the Long-range Transmission of 
Air Pollutants in Europe (EMEP), 
adopted in Geneva on 28 September 
1984; 


5. “Parties" means, unless the context 
otherwise requires, the Parties to the 
present Protocol. 

Article 2 
Basic Provision 

The Parties shall reduce their national 
annual sulphur emissions or their trans¬ 
boundary fluxes by at least 30 per cent as 
soon as possible and at the latest by 
1993, using 1980 levels as the basis for 
calculation of reductions. 


Article 3 

Further reductions 

The Parties recognize the need for each 
of them to study at the national level the 
necessity for further reductions, beyond 
those referred to in article 2, of sulphur 
emissions or their transboundary fluxes 
when environmental conditions warrant. 


Article 4 
Reporting 

of annual emissions 

Each Party shall provide annually to the 
Executive Body its levels of national 
annual sulphur emissions, and the basis 
upon. which they have been calculated. 

Article 5 

Calculations 
of transboundary fluxes 

EMEP shall in good time before the 
annual meetings of the Executive Body 
provide to the Executive Body calcula¬ 
tions of sulphur budgets and also of 
transboundary fluxes and depositions of 
sulphur compounds for each previous 
year within the geographical scope of 
EMEP, utilizing appropriate models. In 
areas outside the geographical scope of 
EMEP, models appropriate to the particu- 


3. On entend par «Organe executif», 
l’Organe executif de la Convention 
constitue en vertu du paragraphe 1 de 
I'article 10 de la Convention; 

4. On entend par «zone geographique 
des activites de l'EMEP», la zone defi- 
nie au paragraphe 4 de l’article Pre¬ 
mier du Protocole ä la Convention de 
1979 sur la pollution atmospherique 
transfrontiere ä longue distance, rela- 
tif au financement ä long terme du Pro¬ 
gramme concerte de surveillance 
continue et d’evaluation du transport ä 
longue distance des polluants atmo- 
spheriques en Europe (EMEP), adopte 
ä Geneve le 28 septembre 1984; 

5. On entend par «Parties», sauf indica- 
tion contraire du contexte, les Parties 
au present Protocole. 


Article 2 

Disposition fondamentale 

Les Parties reduiront leurs emissions 
annuelles nationales de soufre ou leurs 
flux transfrontieres d’au moins 30 % aus- 
sitöt que possible et au plus tard d’ici ä 
1993, en prenant les niveaux de 1980 
comme base de calcul des reductions. 


Article 3 

Reductions supplömentaires 

Les Parties reconnaissent la necessite 
pour chacune d’entre elles d’etudier au 
niveau national le besoin de reductions 
supplementäres, superieures ä celles 
mentionnees ä l’article 2, des emissions 
de soufre ou de leurs flux transfrontieres 
si la Situation environnementale l’exige. 


Article 4 
Rapports 

sur les emissions annuelles 

Chaque Partie informe annuellement 
l’Organe executif du niveau de ses emis¬ 
sions annuelles de soufre et de la base 
sur laquelle il a ete calcule. 


Article 5 
Calculs 

des flux transfrontieres 

L’EMEP fournit a l’Organe executif, en 
temps opportun avant ses reunions 
annuelles, des calculs faits au moyen de 
modeles appropries des quantites de 
soufre, des flux transfrontieres et des 
retombees de composes de soufre cor- 
respondant ä l’annee precedente dans la 
zone geographique des activites de 
l’EMEP. Dans les regions hors de la zone 
des activites de l’EMEP, des modeles 


3. bedeutet „Exekutivorgan“ das nach 
Artikel 10 Absatz 1 des Übereinkom¬ 
mens gebildete Exekutivorgan für das 
Übereinkommen; 

4. bedeutet „geographischer Anwen¬ 
dungsbereich des EMEP“ das in Arti¬ 
kel 1 Absatz 4 des am 28. September 
1984 in Genf angenommenen Proto¬ 
kolls zum Übereinkommen von 1979 
über weiträumige grenzüberschrei¬ 
tende Luftverunreinigung betreffend 
die langfristige Finanzierung des Pro¬ 
gramms über die Zusammenarbeit bei 
der Messung und Bewertung der weit¬ 
räumigen Übertragung von luftverun¬ 
reinigenden Stoffen in Europa (EMEP) 
definierte Gebiet; 

5. bedeutet „Vertragsparteien" die Ver¬ 
tragsparteien dieses Protokolls, 
soweit der Zusammenhang nichts 
anderes erfordert. 

Artikel 2 

Grundlegende Bestimmung 

Die Vertragsparteien verringern ihre 
nationalen jährlichen Schwefelemissio¬ 
nen oder ihren grenzüberschreitenden 
Fluß so bald wie möglich, spätestens 
jedoch bis 1993, um mindestens 30 v. H„ 
wobei zur Berechnung der Verringerun¬ 
gen das Niveau von 1980 zugrunde 
gelegt wird. 

Artikel 3 

Weitere Verringerungen 

Die Vertragsparteien erkennen an, daß 
jede von ihnen auf nationaler Ebene über¬ 
prüfen muß, ob weitere Verringerungen 
der Schwefelemissionen oder ihres 
grenzüberschreitenden Flusses über die 
in Artikel 2 genannten Verringerungen 
hinaus erforderlich sind, wenn die 
Umweltbedingungen dies rechtfertigen. 

Artikel 4 

Berichterstattung 
über die jährlichen Emissionen 

Jede Vertragspartei teilt dem Exekutiv¬ 
organ jährlich das Niveau ihrer nationalen 
jährlichen Schwefelemissionen sowie die 
Grundlage, auf der sie berechnet wurden, 
mit. 

Artikel 5 
Berechnung 

des grenzüberschreitenden Flusses 

Das EMEP stellt dem Exekutivorgan 
rechtzeitig vor dessen jährlichen Sitzun¬ 
gen Berechnungen des Schwefelhaus¬ 
halts sowie des grenzüberschreitenden 
Flusses und der Ablagerungen von 
Schwefelverbindungen für jedes vorher¬ 
gehende Jahr im geographischen Anwen¬ 
dungsbereich des EMEP zur Verfügung, 
wobei geeignete Modelle verwendet wer¬ 
den. In Gebieten außerhalb des geo- 
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lar circumstances of Parties therein shall 
be used. 


Article 6 

National programmes, policies 
and 8trategie8 

The Parties shall, within the framework 
of the Convention, develop without undue 
delay national programmes, policies and 
strategies which shall serve as a means 
of reducing sulphur emissions or their 
transboundary fluxes, by at least 30 per 
cent as soon as possible and at the latest 
by 1993, and shall report thereon as well 
as on progress towards achieving the 
goal to the Executive Body. 

Article 7 

Amendments to the Protocol 

1. Any Party may propose amendments 
to the present Protocol. 

2. Proposed amendments shall be sub- 
mitted in writing to the Executive Secre- 
tary of the Economic Commission for 
Europe who shall communicate them to 
all Parties. The Executive Body shall dis- 
cuss the proposed amendments at its 
next annual meeting provided that such 
proposals have been circulated by the 
Executive Secretary of the Economic 
Commission for Europe to the Parties at 
least 90 days in advance. 

3. An amendment to the present Proto¬ 
col shall be adopted by consensus of the 
representatives of the Parties, and shall 
enter into force for the Parties which have 
accepted it on the ninetieth day after the 
date on which two thirds of the Parties 
have deposited their instruments of 
acceptance of the amendment. The 
amendment shall enter into force for any 
other Party on the ninetieth day after the 
date on which that Party deposits its 
instrument of acceptance of the amend¬ 
ment. 

Article 8 

Settlement of disputes 

If a dispute arises between two or more 
Parties as to the Interpretation or applica- 
tion of the present Protocol, they shall 
seek a solution by negotiation or by any 
other method of dispute settlement 
acceptable to the parties to the dispute. 

Article 9 

Signature 

1. The present Protocol shall be open 
for signature at Helsinki (Finland) from 8 
July 1985 until 12 July 1985 inclusive, by 


appropries aux circonstances particulie- 
res sont utilises. 


Article 6 

Programmes, politiques et stratägies 
national» 

Les Parties etablissent sans retard, 
dans le cadre de la Convention, des pro¬ 
grammes, politiques et strategies natio- 
naux permettant de reduire les emissions 
de soufre ou leurs flux transfrontieres 
d’au moins 30 % le plus tot possible et au 
plus tard pour 1993, et font rapport ä 
l’Organe executif ä ce sujet et sur les pro- 
gres accomplis vers cet objectif. 


Article 7 

Amendements au Protocole 

1. Toute Partie peut proposer des 
amendements au present Protocole. 

2. Les propositions d’amendements 
sont soumises par ecrit au Secretaire 
executif de la Commission economique 
pour l’Europe qui les communique ä tou- 
tes les Parties. L'Organe executif exa- 
mine les propositions d'amendements ä 
sa reunion annuelle la plus proche des 
lors que les propositions ont ete commu- 
niquees aux Parties par le Secretaire 
executif de la Commission economique 
pour l’Europe au moins quatre-vingt-dix 
jours ä l'avance. 

3. Les amendements au present Proto¬ 
cole sont adoptes par consensus des 
representants des Parties; un amende- 
ment entre en vigueur a l’egard des Par¬ 
ties qui l’ont accepte le quatre-vingt- 
dixieme jour ä compter de la date ä 
laquelle deux tiers des Parties ont depose 
leurs instruments d’acceptation de cet 
amendement. Un amendement entre en 
vigueur ä l’egard de toute autre Partie le 
quatre-vingt-dixieme jour ä compter de la 
date a laquelle ladite Partie depose son 
instrument d'acceptation de cet amende¬ 
ment. 


Article 8 

Reglement des diffärends 

Si un differend s'eleve entre deux ou 
plusieurs Parties quant ä l’interpretation 
ou a l’application du present Protocole, 
ces Parties recherchent une solution par 
voie de negociation ou par toute autre 
methode de regiement des differends 
acceptable pour les parties au differend. 


Article 9 
Signature 

1. Le present Protocole est ouvert ä la 
signature ä Helsinki (Finlande) du 8 juillet 
1985 au 12 juillet 1985 inclus, par les 


graphischen Anwendungsbereichs des 
EMEP werden Modelle verwendet, die im 
Hinblick auf die besonderen Verhältnisse 
der dort gelegenen Vertragsparteien 
geeignet sind. 

Artikel 6 

Nationale Programme, Politiken und 

Strategien 

Die Vertragsparteien stellen im Rah¬ 
men des Übereinkommens unverzüglich 
nationale Programme, Politiken und Stra¬ 
tegien auf, die als Mittel dazu dienen, die 
Schwefelemissionen oder ihren grenz¬ 
überschreitenden Fluß so bald wie mög¬ 
lich, spätestens jedoch bis 1993, um 
mindestens 30 v. H. zu verringern, und 
berichten dem Exekutivorgan darüber 
sowie über die Fortschritte bei der Er¬ 
reichung dieses Zieles. 

Artikel 7 

Änderungen des Protokolls 

(1) Jede Vertragspartei kann Änderun¬ 
gen dieses Protokolls vorschlagen. 

(2) Die vorgeschlagenen Änderungen 
werden dem Exekutivsekretär der Wirt¬ 
schaftskommission für Europa schriftlich 
unterbreitet; dieser übermittelt sie allen 
Vertragsparteien. Das Exekutivorgan er¬ 
örtert die vorgeschlagenen Änderungen 
auf seiner nächsten jährlichen Sitzung, 
sofern die Vorschläge den Vertragspar¬ 
teien vom Exekutivsekretär der Wirt¬ 
schaftskommission für Europa minde¬ 
stens neunzig Tage vorher mitgeteilt wor¬ 
den sind. 

(3) Eine Änderung dieses Protokolls 
bedarf der einvernehmlichen Annahme 
durch die Vertreter der Vertragsparteien; 
sie tritt für die Vertragsparteien, die sie 
angenommen haben, am neunzigsten 
Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, an dem 
zwei Drittel der Vertragsparteien ihre 
Urkunde über die Annahme der Änderung 
hinterlegt haben. Die Änderung tritt für 
jede andere Vertragspartei am neunzig¬ 
sten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, an 
dem die betreffende Vertragspartei ihre 
Urkunde über die Annahme der Änderung 
hinterlegt. 

Artikel 8 

Beilegung von Streitigkeiten 

Entsteht zwischen zwei oder mehr Ver¬ 
tragsparteien eine Streitigkeit über die 
Auslegung oder Anwendung dieses Pro¬ 
tokolls, so bemühen sich diese Vertrags¬ 
parteien um eine Lösung durch Verhand¬ 
lungen oder durch ein anderes Verfahren 
der Beilegung, das für die Streitparteien 
annehmbar ist. 

Artikel 9 
Unterzeichnung 

(1) Dieses Protokoll liegt vom 8. Juli 
1985 bis zum 12. Juli 1985 in Helsinki 
(Finnland) für die Mitgliedstaaten der 
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the member States of the Economic Com¬ 
mission for Europe as well as States hav- 
ing consultative Status with the Economic 
Commission for Europe, pursuant to Para¬ 
graph 8 of Economic and Social Council 
resolution 36 (IV) of 28 March 1947, and 
by regional economic Integration organiz- 
ations, constituted by sovereign States 
members of the Economic Commission 
for Europe, which have competence in 
respect of the negotiation, conclusion and 
application of international agreements in 
matters covered by the present Protocol, 
provided that the States and organiz- 
ations concerned are Parties to the Con¬ 
vention. 


2. In matters within their competence, 
such regional economic Integration 
organizations shall, on their own behalf, 
exercise the rights and fulfil the respon- 
sibilities which the present Protocol attri- 
butes to their member States. In such 
cases, the member States of these organ¬ 
izations shall not be entitled to exercise 
such rights individually. 

Article 10 

Ratification, acceptance, approval 
and accession 

1. The present Protocol shall be subject 
to ratification, acceptance or approval by 
Signatories. 

2. The present Protocol shall be open 
for accession as from 13 July 1985 by the 
States and organizations referred to in 
article 9, paragraph 1. 

3. A State or Organization acceding to 
the present Protocol after its entry into 
force shall implement Article 2 at the 
latest by 1993. However, if the Protocol is 
acceded to after 1990, Article 2 may be 
implemented later than 1993 by the Party 
concerned but not later than 1995, and 
such a Party shall implement Article 6 
correspondingly. 

4. The instruments of ratification, 
acceptance, approval or accession shall 
be deposited with the Secretary-General 
of the United Nations, who will perform the 
funcfions of depositary. 

Article 11 
Entry into force 

1. The present Protocol shall enter into 
force on the ninetieth day following the 
date on which the sixteenth instrument of 
ratification, acceptance, approval or 
accession has been deposited. 

2. For each State and Organization 
referred to in article 9, paragraph 1, which 
ratifies, accepts or approves the present 
Protocol or accedes thereto after the 
deposit of the sixteenth instrument of rati- 


Etats membres de la Commission econo- 
mique pour l’Europe et par les Etats dotes 
du Statut consultatif aupres de la Com¬ 
mission economique pour 1‘Europe 
conformement au paragraphe 8 de la 
resolution 36 (IV) du Conseil economique 
et social en date du 28 mars 1947, et par 
les organisations d’integration economi¬ 
que regionale constituees par des Etats 
souverains membres de la Commission 
economique pour l'Europe ayant compe¬ 
tence pour negocier, conclure et appli- 
quer des accords internationaux dans les 
matieres visees par le present Protocole, 
sous reserve que les Etats et organi¬ 
sations concernes soient Parties ä la 
Convention. 

2. Dans les matieres qui retevent de 
leur competence, ces organisations 
d’integration economique regionale exer- 
cent en propre les droits et s'acquittent 
en propre des responsabilites que le pre¬ 
sent Protocole attribue ä leurs Etats 
membres. En pareil cas, les Etats mem¬ 
bres de ces organisations ne peuvent 
exercer ces droits individuellement. 


Article 10 

Ratification, acceptation, approbation 
et adhösion 

1. Le present Protocole est sujet ä rati¬ 
fication, acceptation ou approbation par 
les signataires. 

2. Le present Protocole est ouvert ä 
compter du 13 juillet 1985 ä l’adhesion 
des Etats et organisations vises au para¬ 
graphe 1 de l’article 9. 

3. Un Etat ou une Organisation qui 
adhere au present Protocole apres son 
entree en vigueur applique l’article 2 au 
plus tard en 1993. Toutefois, si l’adhesion 
au Protocole a lieu apres 1990, l’article 2 
peut etre applique par la Partie conside- 
ree apres 1993 mais au plus tard en 1995, 
et cette Partie applique l’article 6 en 
consequence. 

4. Les instruments de ratification, 
d’acceptation, d’approbation ou d’adhe- 
sion sont deposes aupres du Secretaire 
general de ('Organisation des Nations 
Unies, qui exerce les fonctions de deposi- 
taire. 


Article 11 
Entröe en vigueur 

1. Le present Protocole entre en 
vigueur le quatre-vingt-dixieme jour qui 
suit la date du depöt du seizieme instru¬ 
ment de ratification, d'acceptation, 
d'approbation ou d’adhesion. 

2. Pour chaque Etat ou Organisation 
vise au paragraphe 1 de l’article 9 qui rati- 
fie, accepte ou approuve le present Proto¬ 
cole, ou y adhere apres le depöt du sei¬ 
zieme instrument de ratification, d’accep- 


Wirtschaftskommission für Europa, für 
Staaten, die in der Wirtschaftskommis¬ 
sion für Europa nach Absatz 8 der Ent¬ 
schließung 36 (IV) des Wirtschafts- und 
Sozialrats vom 28. März 1947 beratenden 
Status haben, sowie für die Organisatio¬ 
nen der regionalen Wirtschaftsintegra¬ 
tion, die von den souveränen Staaten, die 
Mitglieder der Wirtschaftskommission für 
Europa sind, gebildet werden und für die 
Aushandlung, den Abschluß und die 
Anwendung internationaler Überein¬ 
künfte über Angelegenheiten zuständig 
sind, die in den Geltungsbereich dieses 
Protokolls fallen, zur Unterzeichnung auf, 
vorausgesetzt, daß die betreffenden 
Staaten und Organisationen Vertrags¬ 
parteien des Übereinkommens sind. 

(2) Solche Organisationen der regiona¬ 
len Wirtschaftsintegration üben in Ange¬ 
legenheiten, die in ihren Zuständigkeits¬ 
bereich fallen, in ihrem eigenen Namen 
die Rechte aus und nehmen die Verant¬ 
wortlichkeiten wahr, die dieses Protokoll 
den Mitgliedstaaten dieser Organisatio¬ 
nen überträgt. In diesen Fällen sind die 
Mitgliedstaaten dieser Organisationen 
nicht berechtigt, solche Rechte einzeln 
auszuüben. 

Artikel 10 

Ratifikation, Annahme, Genehmigung 
und Beitritt 

(1) Dieses Protokoll bedarf der Ratifika¬ 
tion, Annahme oder Genehmigung durch 
die Unterzeichner. 

(2) Dieses Protokoll steht vom 13. Juli 
1985 an für die in Artikel 9 Absatz 1 
genannten Staaten und Organisationen 
zum Beitritt offen. 

(3) Ein Staat oder eine Organisation, 
die diesem Protokoll nach seinem Inkraft¬ 
treten beitreten, führen Artikel 2 späte¬ 
stens bis 1993 durch. Erfolgt der Beitritt 
zum Protokoll nach 1990, so kann Arti¬ 
kel 2 von der betreffenden Vertragspartei 
nach 1993 durchgeführt werden, jedoch 
nicht später als 1995, und eine solche 
Vertragspartei führt Artikel 6 entspre¬ 
chend durch. 

(4) Die Ratifikations-, Annahme-, 
Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden 
werden beim Generalsekretär der Verein¬ 
ten Nationen hinterlegt; dieser erfüllt die 
Aufgaben des Verwahrers. 

Artikel 11 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Protokoll tritt am neunzig¬ 
sten Tag nach dem Zeitpunkt der Hinter¬ 
legung der sechzehnten Ratifikations-, 
Annahme-, Genehmigungs- oder Bei¬ 
trittsurkunde in Kraft. 

(2) Für alle in Artikel 9 Absatz 1 
bezeichneten Staaten und Organisatio¬ 
nen, die nach der Hinterlegung der 
sechzehnten Ratifikations-, Annahme-, 
Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde 
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fication, acceptance, approval, or acces- 
sion, the Protocol shall enter into force on 
the ninetieth day after the date of deposit 
by such Party of its instrument of ratifica- 
tion, acceptance, approval, or accession. 


Article 12 
Withdrawal 

At any time after five years from the 
date on which the present Protocol has 
come into force with respect to a Party, 
that Party may withdraw from it by giving 
written notification to the depositary. Any 
such withdrawal shall take effect on the 
ninetieth day after the date of its receipt 
by the depositary. 

Article 13 
Authentic texte 

The original of the present Protocol, of 
which the English, French and Russian 
texts are equally authentic, shall be 
deposited with the Secretary-General of 
the United Nations. 


In witness whereof the undersigned, 
being duly authorized thereto, have 
signed the present Protocol. 

Done at Helsinki this eighth day of July 
one thousand nine hundred and eighty- 
five. 


tation, d’approbation ou d’adhesion, le 
Protocole entre en vigueur le quatre- 
vingt-dixieme jour ä compter de la date du 
depöt par cette Partie de son instrument 
de ratification, d’acceptation, d’approba¬ 
tion ou d’adhesion. 


Article 12 
Dönonciation 

A tout moment apres cinq ans ä comp¬ 
ter de la date ä laquelle le present Proto¬ 
cole est entre en vigueur ä l’egard d’une 
Partie, cette Partie peut denoncer le Pro¬ 
tocole par une notification ecrite adres- 
see au depositaire. La denonciation 
prend effet le quatre-vingt-dixieme jour ä 
compter de la date de sa reception par le 
depositaire. 


Article 13 
Textes faisant foi 

L’original du present Protocole, dont les 
textes anglais, franpais et russe font ega- 
lement foi, est depose aupres du Se- 
cretaire general de l’Organisation des 
Nations Unies. 


En foi de quoi les soussignes, ä ce 
düment autorises, ont signe le present 
Protocole. 

Fait ä Helsinki, le huitieme jour du mois 
de juillet mit neuf Cent quatre-vingt-cinq. 


dieses Protokoll ratifizieren, annehmen 
oder genehmigen oder ihm beitreten, tritt 
das Protokoll am neunzigsten Tag nach 
dem Zeitpunkt der Hinterlegung der Ra- 
tifikations-, Annahme-, Genehmigungs¬ 
oder Beitrittsurkunde durch die betref¬ 
fende Vertragspartei in Kraft. 

Artikel 12 
Rücktritt 

Eine Vertragspartei kann jederzeit nach 
Ablauf von fünf Jahren nach dem Zeit¬ 
punkt, zu dem dieses Protokoll für sie in 
Kraft getreten ist, durch eine an den Ver¬ 
wahrer gerichtete schriftliche Notifikation 
von dem Protokoll zurücktreten. Der 
Rücktritt wird am neunzigsten Tag nach 
dem Eingang der Notifikation bei dem 
Verwahrer wirksam. 

Artikel 13 

Verbindliche Wortlaute 

Die Urschrift dieses Protokolls, dessen 
englischer, französischer und russischer 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, 
wird beim Generalsekretär der Vereinten 
Nationen hinterlegt. 


Zu Urkund dessen haben die hierzu 
gehörig befugten Unterzeichneten dieses 
Protokoll unterschrieben. 

Geschehen zu Helsinki am 8. Juli 1985. 
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Verordnung 

über die Errichtung nebeneinanderliegender nationaler Grenzabfertigungsstellen 
am Grenzübergang St. Germanshof/Weiler 

Vom 10. Dezember 1986 


Auf Grund des Artikels 2 des Gesetzes vom 1. Juni 1960 
über das Abkommen vom 18. April 1958 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen 
Republik über nebeneinanderliegende nationale Grenz¬ 
abfertigungsstellen und Gemeinschafts- oder Betriebs¬ 
wechselbahnhöfe an der deutsch-französischen Grenze 
(BGBl. 1960 II S. 1533) wird verordnet: 

§ 1 

An der deutsch-französischen Grenze werden am 
Grenzübergang St. Germanshof/Weiler nebeneinanderlie¬ 
gende nationale Grenzabfertigungsstellen nach Maßgabe 
der Vereinbarung vom 24. November 1986 errichtet. Die 
Vereinbarung wird nachstehend veröffentlicht. 


§2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes in Verbindung mit Artikel 3 des in der 
Eingangsformel genannten Gesetzes auch im Land Berlin. 

§3 

(1) Diese Verordnung tritt an dem Tage in Kraft, an dem 
die Vereinbarung in Kraft tritt. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer Kraft, an 
dem die Vereinbarung außer Kraft tritt. 

(3) Der Tag des Inkrafttretens und der Tag des Außer¬ 
krafttretens sind im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Bonn, den 10. Dezember 1986 


Der Bundesminister der Finanzen 
In Vertretung 
Obert 

Der Bundesminister des Innern 
In Vertretung 
Neusei 
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Vereinbarung 

über die Errichtung nebeneinanderliegender nationaler Grenzabfertigungsstellen 
am Grenzübergang St. Germanshof/Weiler 

Arrangement 

relatif ä l’installation de bureaux ä contröles nationaux juxtaposes 

ä St Germanshof/Weiler 


Der Bundesminister der Finanzen 
und der Bundesminister des Innern 
der Bundesrepublik Deutschland 

einerseits, 

der Minister für Wirtschaft, Finanzen und Privatisierung 
und der Minister für Inneres 
der Französischen Republik 

andererseits - 

gestützt auf Artikel 1 Absatz 4 des Abkommens vom 18. April 
1958 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Franzö¬ 
sischen Republik über nebeneinanderliegende nationale Grenz¬ 
abfertigungsstellen und Gemeinschafts- oder Betriebswechsel¬ 
bahnhöfe an der deutsch-französischen Grenze und den Noten¬ 
wechsel vom 28. September/26. November 1960 über die 
Erstreckung des Abkommens auf das Land Berlin — 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Am Grenzübergang St. Germanshof/Weiler werden auf 
deutschem Hoheitsgebiet nebeneinanderliegende nationale 
Grenzabfertigungsstellen errichtet. 

(2) Die deutsche und die französische Grenzabfertigung finden 
bei diesen Grenzabfertigungsstellen statt. 

Artikel 2 

Die Zone im Sinne des Artikels 3 des Abkommens vom 18. April 
1958 umfaßt: 

a) die den französischen Bediensteten zur ausschließlichen oder 
gemeinsamen Nutzung mit den deutschen Bediensteten über- 
lassenenen Räume und Anlagen der Abfertigungsstelle; 

b) die Straße einschließlich Gehsteige und Parkstreifen von der 
gemeinsamen Grenze bis zur Höhe des nordwestlichen 
Endes des dem Abfertigungsgebäude gegenüberliegenden 
Parkstreifens. 

Artikel 3 

Die Oberfinanzdirektion Koblenz einerseits sowie die Direction 
Regionale des Douanes de Strasbourg und die zuständige franzö¬ 
sische Polizeibehörde andererseits legen im gegenseitigen Ein¬ 
vernehmen die Einzelheiten fest. 


Le Ministre de l’Economie, des Finances et de la Privatisation 
de la Röpublique frangaise, 


d une part, 

Le Ministre föderal des Finances 
et le Ministre föderal de l’lntörieur 
de la Republique föderale d’Allemagne, 

d’autre part, 

conformöment aux dispositions de larticle 1“, paragraphe 4, de 
la Convention du 18 avril 1958 entre la Röpublique frangaise et la 
Röpublique föderale d’Allemagne relative aux bureaux de contrö¬ 
les nationaux juxtaposös et aux gares communes ou d’öchange ä 
la frontiere franco-allemande et conformöment ä l’öchange de 
notes des 28 septembre et 26 novembre 1960 relatif ä l’extension 
de l’application de ladite Convention au Land de Berlin, sont 
convenus de ce qui suit: 


Article premier 

1) II est örigö au poste frontiere de St Germanshof/Weiler, en 
territoire allemand, des bureaux ä contröles nationaux juxtaposös. 

2) Les contröles de douane et de police frangais et allemands 
sont exerc.es dans ces bureaux. 

Article 2 

La zone au sens de l article 3 de la convention du 18 avril 1958 
comprend: 

a) les locaux et installations des bureaux, mis ä la disposition 
exclusive des agents frangais ou ä la disposition commune 
des agents frangais et allemands; 

b) la route, y compris les trottoirs et les parkings, depuis la 
frontiere commune jusqu’ä la hauteur de l’extrdmitö nord- 
ouest du parking situö en face des bureaux. 


Article 3 

La Direction regionale des douanes frangaises de Strasbourg et 
l’autorite frangaise de police compötente, d une part, et l’Ober- 
finanzdirektion Koblenz, d’autre part, räglent d un commun accord 
les questions de dötail. 
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Artikel 4 

(1) Diese Vereinbarung wird gemäß Artikel 1 Absatz 5 des 
Abkommens vom 18. April 1958 durch Austausch diplomatischer 
Noten bestätigt und in Kraft gesetzt. 

(2) Die Vereinbarung kann auf diplomatischem Wege unter 
Einhaltung einer Frist von zwölf Monaten gekündigt werden. 


Geschehen am 24. November 1986 in zwei Urschriften, jede in 
deutscher und französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut glei¬ 
chermaßen verbindlich ist. 


Article 4 

1) Le present arrangement sera confirmö et mis en vigeur par 
l’öchange de notes diplomatiques prövu ä l’article 1 er , paragraphe 
5, de la Convention du 18 avril 1958. 

2) II pourra etre dänoncö par la voie diplomatique avec un 
pröavis de douze mois. 


Fait le 24 novembre 1986 en double exemplaire en langues 
frangaise et allemande, les deux textes faisant ägalement foi. 


Für den Bundesminister der Finanzen 
der Bundesrepublik Deutschland 

Pour le Ministre fädöral des Finances 
de la Räpublique föderale d’Allemagne 
Walter Schmutzer 

Für den Bundesminister des Innern 
der Bundesrepublik Deutschland 

Pour le Ministre födöral de l’lntärieur 
de la Röpublique föderale d’Allemagne 
Reinhard Rupprecht 

Für den Minister für Wirtschaft, Finanzen und Privatisierung 
der Französischen Republik 

Pour le Ministre de l’Economie 
des Finances et de la Privatisation 
de la Röpublique frangaise 
Jean Weber 

Für den Minister für Inneres 
der Französischen Republik 

Pour le Ministre de l’lntörieur 
de la Röpublique frangaise 
Dominique Latournerie 
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Verordnung 

über die Errichtung nebeneinanderliegender nationaler Grenzabfertigungssteilen 
am Grenzübergang Hirschthal/Lembach 

Vom 10. Dezember 1986 


Auf Grund des Artikels 2 des Gesetzes vom 1. Juni 1960 
über das Abkommen vom 18. April 1958 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen 
Republik über nebeneinanderliegende nationale Grenz¬ 
abfertigungsstellen und Gemeinschafts- oder Betriebs¬ 
wechselbahnhöfe an der deutsch-französischen Grenze 
(BGBl. 1960 II S. 1533) wird verordnet: 

§ 1 

An der deutsch-französischen Grenze werden am 
Grenzübergang Hirschthal/Lembach nebeneinanderlie¬ 
gende nationale Grenzabfertigungsstellen nach Maßgabe 
der Vereinbarung vom 24. November 1986 errichtet. Die 
Vereinbarung wird nachstehend veröffentlicht. 


§2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes in Verbindung mit Artikel 3 des in der 
Eingangsformel genannten Gesetzes auch im Land Berlin. 

§3 

(1) Diese Verordnung tritt an dem Tage in Kraft, an dem 
die Vereinbarung in Kraft tritt. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer Kraft, an 
dem die Vereinbarung außer Kraft tritt. 

(3) Der Tag des Inkrafttretens und der Tag des Außer¬ 
krafttretens sind im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Bonn, den 10. Dezember 1986 


Der Bundesminister der Finanzen 
In Vertretung 
Obert 


Der Bundesminister des Innern 
In Vertretung 
Neusei 
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Vereinbarung 

über die Errichtung nebeneinanderliegender nationaler Grenzabfertigungsstellen 

am Grenzübergang Hirschthal/Lembach 

Arrangement 

relatif ä l’installation de bureaux ä contröles nationaux juxtaposes 

ä Lembach/Hirschthal 


Der Bundesminister der Finanzen 
und der Bundesminister des Innern 
der Bundesrepublik Deutschland 

einerseits, 

der Minister für Wirtschaft, Finanzen und Privatisierung 
und der Minister für Inneres 
der Französischen Republik 

andererseits - 

gestützt auf Artikel 1 Absatz 4 des Abkommens vom 18. April 
1958 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Franzö¬ 
sischen Republik über nebeneinanderliegende nationale Grenz¬ 
abfertigungsstellen und Gemeinschafts- oder Betriebswechsel¬ 
bahnhöfe an der deutsch-französischen Grenze und den Noten¬ 
wechsel vom 28. September/26. November 1960 über die 
Erstreckung des Abkommens auf das Land Berlin - 


sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

1) Am Grenzübergang Hirschthal/Lembach werden auf deut¬ 
schem Hoheitsgebiet nebeneinanderliegende nationale Grenz¬ 
abfertigungsstellen errichtet. 

2) Die deutsche und die französische Grenzabfertigung finden 
bei diesen Grenzabfertigungsstellen statt. 

Artikel 2 

Die Zone im Sinne des Artikels 3 des Abkommens vom 18. April 
1958 umfaßt: 

a) die den französischen Bediensteten zur ausschließlichen oder 
gemeinsamen Nutzung mit den deutschen Bediensteten über¬ 
lassenen Räume und Anlagen der Abfertigungsstelle; 

b) die Straße einschließlich Gehsteig und Parkstreifen von der 
gemeinsamen Grenze bis zum nördlichen Ende des Grund¬ 
stückes, auf dem sich das Zollamtsgebäude befindet. 

Artikel 3 

Die Oberfinanzdirektion Koblenz einerseits sowie die Direction 
Regionale des Douanes de Strasbourg und die zuständige franzö¬ 
sische Polizeibehörde andererseits legen im gegenseitigen Ein¬ 
vernehmen die Einzelheiten fest. 


Le Ministre de l’Economie, des Finances et de la Privatisation 
et le Ministre de l’lntörieur 
de la Röpublique frangaise, 

d une part, 

le Ministre föderal des Finances 
et le Ministre födöral de l’lntörieur 
de la Röpublique föderale d’Allemagne, 

d’autre part, 

conformöment aux dispositions de l’article 1", paragraphe 4, de 
la convention du 18 avril 1958 entre la Röpublique frangaise et la 
Röpublique föderale d’Allemagne relative aux bureaux de 
contröles nationaux juxtaposös et aux gares communes ou 
d’öchange ä la frontiöre franco-allemande et conformöment ä 
l’echange de notes des 28 septembre et 26 novembre 1960 relatif 
ä l’extension de l’application de ladite convention au Land de 
Berlin, 

sont convenus de ce qui suit: 

Article premier 

1) II est örigö au poste frontiöre de Lembach/Hirschthal, en 
territoire allemand, des bureaux ä contröles nationaux juxtaposös. 

2) Les contröles de douane et de police frangais et allemands 
sont exercös dans ces bureaux. 

Article 2 

La zone au sens de l'article 3 de la convention du 18 avril 1958 
comprend: 

a) les locaux et installations des bureaux, mis ä la disposition 
exclusive des agents frangais ou ä la disposition commune 
des agents frangais et allemands; 

b) la route, y compris le trottoir et le parking, depuis la frontiöre 
commune jusqu’ä l'extrömitö nord du terrain sur lequel est 
implantö le bätiment abritant les bureaux. 

Article 3 

La Direction rögionale des douanes frangaises de Strasbourg et 
l’autoritö frangaise de police compötente, d'une part, et l’Ober- 
finanzdirektion Koblenz, d’autre part, röglent d’un commun accord 
les questions de dötail. 
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Artikel 4 

1) Diese Vereinbarung wird gemäß Artikel 1 Absatz 5 des 
Abkommens vom 18. April 1958 durch Austausch diplomatischer 
Noten bestätigt und in Kraft gesetzt. 

2) Die Vereinbarung kann auf diplomatischem Wege unter 
Einhaltung einer Frist von zwölf Monaten gekündigt werden. 


Geschehen am 24. November 1986 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


Article 4 

1) Le präsent arrangement sera confirme et mis en vigueur par 
l’echange de notes diplomatiques prävu ä l’article 1 er , para- 
graphe 5, de la Convention du 18 avril 1958. 

2) II pourra etre dänoncä par la voie diplomatique avec un 
präavis de douze mois. 


Fait le 24 novembre 1986 en double exemplaire en langues 
frangaise et allemande, les deux textes faisant ägalement foi. 


Für den Bundesminister der Finanzen 
der Bundesrepublik Deutschland 

Pour le Ministre fädäral des Finances 
de la Räpublique föderale d’Allemagne 
Walter Schmutzer 

Für den Bundesminister des Innern 
der Bundesrepublik Deutschland 

Pour le Ministre de ('Interieur 
de la Räpublique föderale d’Allemagne 
Reinhard Rupprecht 

Für den Minister für Wirtschaft, Finanzen und Privatisierung 
der Französischen Republik 

Pour le Ministre de l’Economie, des Finances et de la Privatisation 
de la Räpublique frangaise 
Jean Weber 

Für den Minister für Inneres 
der Französischen Republik 

Pour le Ministre de I’Interieur 
de la Räpublique frangaise 
Dominique Latournerie 
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Bekanntmachung 

über die Aufhebung von Bestimmungen der Anlage IV 
des Protokolls Nr. III zum revidierten Brüsseler Vertrag 

Vom 21. November 1986 


Nach Artikel 5 des Protokolls Nr. III über die Rüstungskontrolle zu dem Vertrag über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Zusammenarbeit und über kollektive Selbstverteidigung vom 17. März 1948 in der Fassung des am 23. Oktober 1954 in 
Paris Unterzeichneten Protokolls und der weiteren hierzu am 23. Oktober 1954 in Paris Unterzeichneten Protokolle und 
Anlagen (BGBl. 1955 II S. 256; 1972 II S. 767; 1974 II 671), zuletzt geändert durch den Beschluß vom 27. Juni 1984 (BGBl. 
1984 II S. 680), hat der Rat der Westeuropäischen Union am 23. Januar 1985 die Aufhebung von Bestimmungen der 
Anlage IV des Protokolls Nr. III beschlossen; die diesbezügliche Entschließung wird nachstehend auszugsweise veröffent¬ 
licht. 


Resolution 

The Council of Western European Union, 


Article 1 

has decided that, with effect from 1 Jan- 
uary 1985, the Controls shall be lifted on the 
following types of armaments in the list con- 
tained in Annex IV to Protocol No. III, signed 
in Paris on 23 October 1954: the elevating 
mass referred to in paragraph 2 of the 
above-mentioned list and the items men- 
tioned in paragraphs 5, 6 (a), 6 (b), 7, 8 (c), 
9, 10, 11 (b) and 11 (c). 


Article 2 

has decided that, with effect from 1 Jan- 
uary 1986, paragraphs 2 to 11 inclusive of 
the above-mentioned list shall be cancelled. 


Bonn, den 21. November 1986 


Resolution 

Le Conseil de l’Union de l’Europe Occi- 
dentale, ... 

Article 1 w 

däcide que, avec effet au 1 er janvier 1985, 
sont leväs les contröles sur les types d’ar- 
mements suivants de la liste qui figure ä 
l’Annexe IV du Protocole No III signä ä Paris 
le 23 octobre 1954: la masse oscillante 
mentionnäe au paragraphe 2 de la liste 
präcitäe ainsi que les äläments indiquäs 
aux paragraphes 5, 6 (a), 6 (b), 7, 8 (c), 9, 
10, 11 (b) et 11 (c). 


Article 2 

däcide qu’ä dater du 1 er janvier 1986, les 
paragraphes 2 ä 11 compris de la liste 
präcitäe seront annules. 


(Übersetzung) 

Entschließung 

Der Rat der Westeuropäischen Union ... 
Artikel 1 

beschließt, daß mit Wirkung vom 1. Janu¬ 
ar 1985 die Kontrollen folgender Waffen¬ 
arten in dem Verzeichnis, das in Anlage IV 
des am 23. Oktober 1954 in Paris Unter¬ 
zeichneten Protokolls Nr. III enthalten ist, 
aufgehoben werden: das unter Nummer 2 
des genannten Verzeichnisses erwähnte 
Rohr mit Verschluß sowie die unter den 
Nummern 5, 6 Buchstabe a, 6 Buchstabe b, 
7,8 Buchstabe c, 9,10,11 Buchstabe b und 
11 Buchstabe c angegebenen Gegen¬ 
stände; 

Artikel 2 

beschließt, daß vom 1. Januar 1986 an 
die Nummern 2 bis 11 des genannten Ver¬ 
zeichnisses aufgehoben werden. 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Bekanntmachung 
zur Charta der Vereinten Nationen 

Vom 25. November 1986 


Unter Bezugnahme auf seine am 10. März 1960 hinterlegte Unterwerfungs¬ 
erklärung vom 20. Februar 1960 nach Artikel 36 Abs. 2 des Statuts des Interna¬ 
tionalen Gerichtshofs, das Bestandteil der Charta der Vereinten Nationen vom 
26. Juni 1945 (BGBl. 1973 II S. 430, 505; 1974 II S. 769; 1980 II S. 1252) ist, hat 
Honduras die nachstehende Erklärung vom 22. Mai 1986, die am 6. Juni 1986 
bei dem Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt worden ist, abge¬ 
geben: 


“Declaraciön sobre la Jurisdicciön 
de la Corte Internacional de Justicia 

El Gobierno de la Repüblica de Honduras, debidamente autori- 
zado por el Congreso Nacional en virtud del Decreto No. 75-86 
del 21 de mayo de 1986, para modificar la declaraciön formulada 
el 20 de febrero de 1960, sobre el Inciso 2, del Artlculo 36 del 
Estatuto de la Corte Internacional de Justicia, por la presente, 

declara: 

Modificar la Declaraciön que hiciera el 20 de febrero de 1960, 
en los törminos siguientes: 

1. Reconocer como obligatoria ipso facto y sin Convenio espe- 
cial, respecto de cualquier otro Estado que acepte la misma 
obligaciön, la jurisdicciön de la Corte Internacional de Justicia 
en todas las controversias de orden juridico que versen sobre: 

a) La interpretaciön de un Tratado; 

b) Cualquier cuestiön de derecho internacional; 

c) La existencia de todo hecho que, si fuera establecido, 
constituiria violaciön de una obligaciön internacional; 

d) La naturaleza y extensiön de la reparaciön que ha de 
hacerse por el quebrantamiento de una obligaciön intema- 
cional. 

2. La presente declaraciön no se aplicarä, sin embargo, a las 
controversias en las que la Repüblica de Honduras sea parte 
y que versen sobre: 

a) Las controversias sobre las cuales las Partes han acorda- 
do o podrian acordar el recurso a otro medio o medios de 
soluciön pacifica de las controversias; 

b) Las controversias sobre materias sometidas a la jurisdic¬ 
ciön interna de la Repüblica de Honduras, segün el de¬ 
recho internacional; 

c) Las controversias relativas a hechos o situaciones que 
tengan su origen en conflictos armados o actos de la 
misma naturaleza que pudieran afectar el territorio de la 
Repüblica de Honduras, y en las cuales podria encontrar- 
se implicada, directa o indirectamente; 

d) Las controversias que se refieran a: 

i) Las cuestiones territoriales en Io que concierne a la 
soberania sobre islas, bancos y cayos, aguas interio- 
res, golfos y mar territorial, su estatuto y limites. 

ii) Todos los derechos de soberania o de jurisdicciön 
concernientes a la zona contigua, la zona econömica 
exclusiva y la plataforma Continental, sus estatutos y 
limites. 

iii) El espacio aöreo subrayacente a los territorios, aguas 
y zonas descritas en el presente literal. 


(Übersetzung) 

„Erklärung über die Zuständigkeit 
des Internationalen Gerichtshofs 

Die Regierung der Republik Honduras, vom Nationalen Kon¬ 
greß durch Dekret Nr. 75-86 vom 21. Mai 1986 gehörig befugt, die 
Erklärung vom 20. Februar 1960 zu Artikel 36 Absatz 2 des 
Statuts des Internationalen Gerichtshofs zu ändern, erklärt 
hiermit, 


daß sie die Erklärung vom 20. Februar 1960 wie folgt ändert: 

1. Sie erkennt die Zuständigkeit des Internationalen Gerichtshofs 
von Rechts wegen und ohne besondere Übereinkunft gegen¬ 
über jedem anderen Staat, der dieselbe Verpflichtung über¬ 
nimmt, für alle Rechtsstreitigkeiten über folgende Gegen¬ 
stände als obligatorisch an: 

a) die Auslegung eines Vertrags; 

b) jede Frage des Völkerrechts; 

c) das Bestehen jeder Tatsache, die, wäre sie bewiesen, die 
Verletzung einer internationalen Verpflichtung darstellt; 

d) Art und Umfang der wegen Verletzung einer internationa¬ 
len Verpflichtung geschuldeten Wiedergutmachung. 

2. Diese Erklärung gilt jedoch nicht für Streitigkeiten, in denen 
die Republik Honduras Partei ist und die sich auf folgendes 
beziehen: 

a) Streitigkeiten, hinsichtlich deren die Parteien eine oder 
mehrere andere Arten der friedlichen Beilegung vereinbart 
haben oder vereinbaren; 

b) Streitigkeiten über Fragen, die nach dem Völkerrecht in 
die innerstaatliche Zuständigkeit der Republik Honduras 
fallen; 

c) Streitigkeiten in bezug auf Tatsachen oder Situationen, die 
ihren Ursprung in bewaffneten Konflikten oder in Handlun¬ 
gen derselben Art haben, die das Hoheitsgebiet der Repu¬ 
blik Honduras betreffen und in die sie mittelbar oder unmit¬ 
telbar verwickelt ist; 

d) Streitigkeiten in bezug auf 

i) territoriale Fragen hinsichtlich der Souveränität über 
Inseln, Sandbänke und Klippen, innere Gewässer, 
Golfe und das Küstenmeer, ihre Rechtsstellung und 
ihre Grenzen; 

ii) alle Souveränitätsrechte oder Hoheitsbefugnisse be¬ 
treffend die Anschlußzone, die ausschließliche Wirt¬ 
schaftszone und den Festlandsockel, ihre Rechts¬ 
stellung und ihre Grenzen; 

iii) den Luftraum über den unter diesem Buchstaben 
bezeichneten Hoheitsgebieten, Gewässern und 
Zonen. 
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3. Ei Gobierno de Honduras se reserva igualmente el derecho de 
completar, modificar o retirar, en cualquier momento, la pre¬ 
sente Declaraciön, o las reservas que contenga, por medio de 
notificaciön dirigida al Secretario General de las Naciones 
Unidas. 

4. La presente Declaraciön reemplaza la declaraciön formulada 
por el Gobierno de Honduras el 20 de febrero de 1960. 

Dada en la Casa Presidencial, en Tegucigalpa, Distrito Central, 
a los veintidös dias del mes de mayo de mil novecientos ochenta 
y seis. 

(L.S.) Josö Azcona H. 

Presidente de la Repüblica 

El Secretario de Estado en el Despacho 
de Relaciones Exteriores 
(L.S.) Carlos Löpez Contreras” 


3. Die Regierung von Honduras behält sich ferner das Recht vor, 
diese Erklärung oder die darin enthaltenen Vorbehalte jeder¬ 
zeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Natio¬ 
nen gerichtete Notifikation zu ergänzen, zu ändern oder zu¬ 
rückzuziehen. 

4. Diese Erklärung tritt an die Stelle der von der Regierung von 
Honduras am 20. Februar 1960 abgegebenen Erklärung. 

Gegeben im Haus des Präsidenten in Tegucigalpa, D.C., am 
22. Mai 1986. 

(L.S.) Josö Azcona H. 

Präsident der Republik 

Der Minister der Auswärtigen Angelegenheiten 
(L.S.) Carlos Löpez Contreras“ 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachungen vom 
27. November 1974 (BGBl. 1397,1407) und vom 29. April 1986 (BGBl. II S. 665). 


Bonn, den 25. November 1986 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Welturheberrechtsabkommens 
Vom 28. November 1986 

Das am 24. Juli 1971 in Paris revidierte Welturheber¬ 
rechtsabkommen (BGBl. 1973 II S. 1069, 1111) ist nach 
seinem Artikel IX Abs. 2 für 

Finnland am 1. November 1986 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 26. Februar 1986 (BGBl. II S. 529). 


Bonn, den 28. November 1986 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
über die Vorrechte und Immunitäten der Vereinten Nationen 

Vom 1. Dezember 1986 

St. Lucia hat dem Generalsekretär der Vereinten 
Nationen am 27. August 1986 notifiziert, daß es sich auch 
nach Erlangung der Unabhängigkeit am 22. Februar 1979 
an das Übereinkommen vom 13. Februar 1946 über die 
Vorrechte und Immunitäten der Vereinten Nationen (BGBl. 

1980 II S. 941) gebunden betrachtet, dessen Anwendung 
vor Erlangung der Unabhängigkeit durch das Vereinigte 
Königreich auf sein Hoheitsgebiet erstreckt worden war. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 10. Mai 1984 (BGBl. II S. 508). 


Bonn, den 1. Dezember 1986 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens 
über die Kontrolle des Erwerbs und Besitzes von Schußwaffen 
durch Einzelpersonen 

Vom 1. Dezember 1986 


Das Europäische Übereinkommen vom 28. Juni 1978 über die Kontrolle des 
Erwerbs und Besitzes von Schußwaffen durch Einzelpersonen (BGBl. 1980 II 
S. 953) wird nach seinem Artikel 12 Abs. 3 für 

Portugal am 1. Februar 1987 

nach Maßgabe folgender Vorbehalte in Kraft treten: 

(Übersetzung) 


«Au vu de l'Article 15 ainsi que des dispo- 
sitions de l’Annexe II, le Portugal n’appli- 
quera pas les chapitres II et III de la Con¬ 
vention, en ce qui conceme les objets 
compris dans les alinäas j) ä n) du paragra- 
phe 1* et dans les paragraphes 2 et 3 de 
l’Annexe I.» 


„In Anbetracht des Artikels 15 sowie der 
Anlage II wird Portugal die Kapitel II und III 
des Übereinkommens nicht in bezug auf die 
Gegenstände anwenden, die unter Num¬ 
mer 1 Buchstaben j bis n sowie den Num¬ 
mern 2 und 3 der Anlage I aufgeführt sind.“ 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
10. März 1986 (BGBl. II S. 616). 


Bonn, den 1. Dezember 1986 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Abkommens 
über die Vorrechte und Befreiungen der Sonderorganisationen der Vereinten Nationen 

Vom 1. Dezember 1986 

Das am 21. November 1947 von der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen angenommene Abkommen über die Vorrechte und Befreiungen der 
Sonderorganisationen (BGBl. 1954 II S. 639; 1971 II S. 129; 1979 II S. 812) ist 
nach dessen Artikel XI §§ 43 und 44 für 

St. Lucia am 2. September 1986 

unter Anwendung auf die folgenden Sonderorganisationen in Kraft getreten: 

Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen 
(zweite revidierte Fassung der Anlage II) 

Internationale Zivilluftfahrt-Organisation (Anlage III) 

Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
(Anlage IV) 

Internationaler Währungsfonds (Anlage V) 

Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (Anlage VI) 
Weltgesundheitsorganisation (dritte revidierte Fassung der Anlage VII) 

Weltpostverein (Anlage VIII) 

Internationale Femmelde-Union (Anlage IX) 

Weltorganisation für Meteorologie (Anlage XI) 

Internationale Seeschiffahrts-Organisation (revidierte Fassung der An¬ 
lage XII) 

Internationale Entwicklungsorganisation (Anlage XIV) 

Weltorganisation für geistiges Eigentum (Anlage XV) 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
15. Juli 1986 (BGBl. II S. 854). 


Bonn, den 1. Dezember 1986 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
über die politischen Rechte der Frau 

Vom 1. Dezember 1986 

Das Übereinkommen vom 31. März 1953 über die politi¬ 
schen Rechte der Frau (BGBl. 1969 II S. 1929; 1970 II 
S. 46) ist nach seinem Artikel VI Abs. 2 für 

Kolumbien am 3. November 1986 

in Kraft getreten; es wird ferner für 
Angola am 16. Dezember 1986 

in Kraft treten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 28. April 1986 (BGBl. II S. 664). 


Bonn, den 1. Dezember 1986 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 


Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 

des Internationalen Übereinkommens gegen Geiselnahme 
Vom 1. Dezember 1986 

Das Internationale Übereinkommen vom 18. Dezember 
1979 gegen Geiselnahme (BGBl. 1980 II S. 1361) ist nach 
seinem Artikel 18 Abs. 2 für folgende weitere Staaten in 
Kraft getreten: 

Antigua und Barbuda am 5. September 1986 

Österreich am 21. September 1986 

Togo am 24. August 1986 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die 
Bekanntmachung vom 3. Juli 1986 (BGBl. II S. 779). 


Bonn, den 1. Dezember 1986 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Haager Übereinkommens 
über die Beweisaufnahme im Ausland 
in Zivil- oder Handelssachen 

Vom 3. Dezember 1986 


I. 

Das Haager Übereinkommen vom 18. März 1970 über die Beweisaufnahme im 
Ausland in Zivil- oder Handelssachen (BGBl. 1977 II S. 1452, 1472) ist nach 
seinem Artikel 39 Abs. 5 im Verhältnis der Bundesrepublik Deutschland zu 

Monaco am 12. August 1986 

in Kraft getreten. 

Monaco hat bei Hinterlegung der Beitrittsurkunde die folgenden Erklärungen 
abgegeben und die nachstehenden Vorbehalte geltend gemacht: 


1. Conformöment ä l'article 2, la Direction 
des Services judiciaires, MC 98025 
MONACO CEDEX, est dösignäe 
comme autoritö centrale. 

2. Par application de l’article 4, alinöa 2, 
seules seront acceptöes les commis- 
sions rogatoires en langue frangaise 
ou accompagnöes d'une traduction 
dans cette langue. 

3. Par application de l’article 23, les com- 
missions rogatoires ayant pour objet la 
«Pre-trial discovery of documents» ne 
seront pas exöcutöes. 

4. Conformöment aux articles 16 et 17, la 
Direction des Services judiciaires est 
dösignöe comme autoritö compötente 
pour autoriser, suivant le cas: 

- les autoritös consulaires d’un Etat 
contractant ä procöder sans 
contrainte ä tout acte d’instruction 
visant des personnes autres que les 
ressortissants de cet Etat et concer- 
nant une procödure engagöe devant 
un tribunal de I’Etat qu'ils reprösen- 
tent, ou 

- les personnes röguliörement dösi- 
gnöes comme commissaires ä pro- 
cäder sans contrainte ä tout acte 
d'instruction concemant une procö- 
dure engagöe devant un tribunal 
d’un Etat contractant. 

Cette autorisation, qui sera donnäe 
pour chaque cas particulier et assortie, 
le cas öchöant, de conditions particu- 
liäres, sera accordöe aux conditions 
gänörales suivantes: 

a) les actes d’instruction devront avoir 
lieu exclusivement dans l'enceinte 
des consulats, lorsque ceux-ci 
seront situös dans la Principautä 
et, dans les autres cas, dans les 
locaux du Palais de Justice de 
Monaco; 


(Übersetzung) 

1. Nach Artikel 2 wird die Direction des 
Services judiciaires (Rechtsamt), MC 
98025 MONACO CEDEX, als Zentrale 
Behörde bestimmt. 

2. Nach Artikel 4 Absatz 2 werden nur 
Rechtshilfeersuchen angenommen, 
die in französischer Sprache abgefaßt 
oder von einer Übersetzung in diese 
Sprache begleitet sind. 

3. Nach Artikel 23 werden Rechtshilfe¬ 
ersuchen, die ein Verfahren der „pre- 
trial discovery of documents“ zum 
Gegenstand haben, nicht erledigt. 

4. Nach den Artikeln 16 und 17 wird die 
Direction des Services judiciaires 
(Rechtsamt) als die Behörde bestimmt, 
die je nach Fall dafür zuständig ist, 

- den Konsularbehörden eines Ver¬ 
tragsstaats zu genehmigen, ohne 
Anwendung von Zwang Beweis für 
ein Verfahren aufzunehmen, das vor 
einem Gericht des von ihnen vertre¬ 
tenen Staates anhängig ist, sofern 
andere Personen als die Angehöri¬ 
gen dieses Staates betroffen sind, 
oder 

- den ordnungsgemäß als Beauftragte 
bestimmten Personen zu genehmi¬ 
gen, ohne Anwendung von Zwang 
Beweis für ein Verfahren aufzuneh¬ 
men, das vor einem Gericht eines 
Vertragsstaats anhängig ist. 

Diese für den Einzeifall erteilte und ge¬ 
gebenenfalls mit besonderen Auflagen 
verbundene Genehmigung wird unter 
folgenden allgemeinen Bedingungen 
erteilt: 

a) Die Beweisaufnahmen haben aus¬ 
schließlich in den Räumlichkeiten 
der Konsulate stattzufinden, wenn 
diese im Fürstentum liegen, in allen 
anderen Fällen in den Räumlich¬ 
keiten des Justizpalasts von 
Monaco; 
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b) la date et l’heure des actes d’in- 
struction devront etre notifiöes en 
temps utile ä la Direction des Ser¬ 
vices judiciaires pour lui permettre 
de se faire reprösenter et, le cas 
öchöant, de foumir des locau;< au 
Palais de Justice de Monaco; 

c) les personnes visöes par l'acte 
d’instruction devront ötre reguliöre¬ 
ment convoquöes par acte officiel 
rödigö en langue frangaise ou as- 
sorti d une traduction dans cette 
langue; cet acte mentionnera: 


- que l'acte d’instruction auquel il 
est procödö est accompli confor- 
möment aux dispositions de la 
Convention de La Haye du 18 
mars 1970, sur l'obtention des 
preuves ä l’ötranger en matiöre 
civile et commerciale, et s'insöre 
dans le cadre d’une procödure 
judiciaire suivie devant une juri- 
diction nommöment dösignöe 
d'un Etat contractant; 

- que la comparution est volon- 
taire et que l'absence de compa¬ 
rution ne saurait entrainer, dans 
l’Etat requörant, de poursuites 
pönales; 

- que la personne visöe par l'acte 
d’instruction peut se faire assis- 
ter d’un avocat-döfenseur ou 
d’un avocat; 

- que les parties au procös, le cas 
öchöant, sont consentantes, et, 
dans le cas contraire, les motifs 
de leur Opposition; 

- que la personne visöe par l’acte 
d’instruction peut invoquer une 
dispense ou une interdiction de 
döposer, 

Une copie des convocations sera 
adressöe ä la Direction des Services 
judiciaires, qui sera ögalement tenue 
informöe de toute difficultö.». 


b) Datum und Uhrzeit der Beweisauf¬ 
nahmen sind der Direction des Ser¬ 
vices judiciaires (Rechtsamt) so 
rechtzeitig mitzuteilen, daß diese 
sich vertreten lassen und gegebe¬ 
nenfalls Räumlichkeiten im Justiz¬ 
palast von Monaco zur Verfügung 
stellen kann; 

c) die von der Beweisaufnahme be¬ 
troffenen Personen sind ordnungs¬ 
gemäß durch amtliche Urkunde zu 
laden, die in französischer Sprache 
abgefaßt oder der eine Überset¬ 
zung in diese Sprache beizufügen 
ist; in dieser Urkunde ist anzu¬ 
geben, 

- daß die Beweisaufnahme nach 
den Bestimmungen des Haager 
Übereinkommens vom 18. März 
1970 über die Beweisaufnahme 
im Ausland in Zivil- oder Han¬ 
delssachen und im Rahmen ei¬ 
nes Gerichtsverfahrens vorge¬ 
nommen wird, das vor einem na¬ 
mentlich bezeichneten Gericht 
eines Vertragsstaats anhängig 
ist; 

- daß das Erscheinen freiwillig ist 
und daß ein Nichterscheinen ei¬ 
ne Strafverfolgung im ersuchen¬ 
den Staat nicht zur Folge haben 
kann; 

- daß die von der Beweisaufnah¬ 
me betroffene Person einen 
Rechtsanwalt als Beistand bei¬ 
ziehen kann; 

- daß die Prozeßparteien gegebe¬ 
nenfalls der Beweisaufnahme 
zugestimmt haben; andernfalls 
sind die Gründe für ihren Wider¬ 
spruch anzugeben; 

- daß die von der Beweisaufnah¬ 
me betroffene Person sich auf 
ein Recht zur Aussageverweige¬ 
rung oder auf ein Aussageverbot 
berufen kann. 

Eine Abschrift der Ladungen ist der 
Direction des Services judiciaires 
(Rechtsamt) zuzuleiten, die auch über 
jede auftretende Schwierigkeit zu un¬ 
terrichten ist.“ 


II. 

Mit Erklärung vom 28. Mai 1986 haben die Niederlande das Überein¬ 
kommen auf Aruba erstreckt; nach Artikel 40 Abs. 3 des Übereinkommens ist 
diese Erstreckung am 27. Juli 1986 nach Maßgabe der folgenden ergänzenden 
Angaben des niederländischen Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten 


hierzu wirksam geworden: 


“ln conformity with Article 2 of the Conven¬ 
tion, the Kingdom of the Netheriands has 
designated the "Procureur-Generaal in Aru¬ 
ba van het Gemeenschappelijk Hof van 
Justitie van de Nederlandse Antillen en Aru¬ 
ba (the Attorney-General in Aruba of the 
joint Court of Justice of the Netheriands 
Antilles and of Aruba) as Central Authority. 


(Übersetzung) 

„Nach Artikel 2 des Übereinkommens hat 
das Königreich der Niederlande den Procu- 
reur-Generaal in Aruba van het Gemeen¬ 
schappelijk Hof van Justitie van de Neder¬ 
landse Antillen en Aruba (Generalstaats¬ 
anwalt in Aruba für den Gemeinsamen 
Gerichtshof der Niederländischen Antillen 
und Arubas) als Zentrale Behörde be¬ 
stimmt. 
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The Convention is being applied in Aruba 
subject to the same declarations as made 
upon ratification of the Convention by the 
Kingdom of the Netherlands for the King¬ 
dom in Europe on 8 April 1981. 

In addition Aruba will not accept Letters of 
Request in French, unless accompanied by 
a translation into Dutch, English or Spanish 
in conformity with Article 4, paragraphs 3 
and 4.” 


Das Übereinkommen findet in Aruba nach 
Maßgabe derselben Erklärungen Anwen¬ 
dung, die bei der Ratifikation des Überein¬ 
kommens durch das Königreich der Nieder¬ 
lande für das Königreich in Europa am 
8. April 1981*) abgegeben worden sind. 
Ferner wird Aruba Rechtshilfeersuchen in 
französischer Sprache nur entgegenneh¬ 
men, wenn ihnen nach Artikel 4 Absätze 3 
und 4 eine Übersetzung in die nieder¬ 
ländische, englische oder spanische 
Sprache beigefügt ist.“ 


Mit einer dem niederländischen Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
am 3. Juli 1986 zugegangenen Erklärung vom 1. Juli 1986 hat das Vereinigte 
Königreich das Übereinkommen auf Anguilla erstreckt; nach Artikel 40 Abs. 3 
des Übereinkommens ist diese Erstreckung am 1. September 1986 nach Maß¬ 
gabe der folgenden ergänzenden Angaben und Erklärungen des Vereinigten 
Königreichs wirksam geworden: 


"ln accordance with Article 35, of the Con¬ 
vention, the following designations have 
been made: 

’a. Under Articles 16, 17 and 18 of the 
Convention the Registrar of the East 
Caribbean Supreme Court is designated 
as the competent authority for Anguilla. 


b. Under Article 24 of the Convention, the 
Governor of Anguilla is designated as 
an additional authority competent to re- 
ceive Letters of Request for execution in 
Anguilla.* 

and the following declarations: 

’... in accordance with the provisions of 
Articles 4 and 33 of the Convention, Anguil¬ 
la will not accept a Letter of Request in 
French. 

In accordance with Article 8, members of 
the juridical personnel of the requesting 
authority may be present at the execution of 
a Letter of Request in Anguilla. 

In accordance with Article 18, a diplomatic 
officer, consular agent or commissioner 
authorized to take evidence under Articles 
15,16 and 17 of the Convention may apply 
to the competent authority in Anguilla desig¬ 
nated above for appropriate assistance to 
obtain such evidence by compulsion pro- 
vided that the Contracting State whose di¬ 
plomatic officer, consular agent or commis¬ 
sioner makes the application has made a 
declaration affording reciprocal facilities 
under Article 18. 


In accordance with Article 23, Anguilla will 
not execute 1_etters of Request issued for 
the purpose of obtaining pre-trial discovery 
of documents. Anguilla understands "Let¬ 
ters of Request issued for the purpose of 
obtaining pre-trial discovery of documents“ 
for the purposes of the foregoing declara- 


(Übersetzung) 

„Nach Artikel 35 des Übereinkommens sind 
folgende Bezeichnungen von Behörden 
notifiziert worden: 

,a) Nach den Artikeln 16, 17 und 18 des 
Übereinkommens wird der Registrar of 
the East Caribbean Supreme Court (Ur¬ 
kundsbeamter des ostkaribischen Ober¬ 
sten Gerichtshofs) als die zuständige 
Behörde für Anguilla bestimmt. 

b) Nach Artikel 24 des Übereinkommens 
wird der Governor of Anguilla (Gouver¬ 
neur von Anguilla) als weitere Behörde 
bestimmt, die für die Entgegennahme 
von Rechtshilfeersuchen zur Erledigung 
in Anguilla zuständig ist.’ 

und folgende Erklärungen abgegeben 
worden: 

,... nach den Artikeln 4 und 33 wird Anguil¬ 
la ein Rechtshilfeersuchen in französischer 
Sprache nicht entgegennehmen. 

Nach Artikel 8 können Mitglieder der er¬ 
suchenden gerichtlichen Behörde bei der 
Erledigung eines Rechtshilfeersuchens in 
Anguilla anwesend sein. 

Nach Artikel 18 kann ein diplomatischer 
oder konsularischer Vertreter oder Beauf¬ 
tragter, der befugt ist, nach Artikel 15, 16 
oder 17 des Übereinkommens Beweis auf¬ 
zunehmen, sich an die oben bestimmte zu¬ 
ständige Behörde in Anguilla wenden, um 
die für diese Beweisaufnahme erforderliche 
Unterstützung durch Zwangsmaßnahmen 
zu erhalten, sofern der Vertragsstaat, des¬ 
sen diplomatischer oder konsularischer 
Vertreter oder Beauftragter den Antrag 
stellt, eine Erklärung über die Gewährung 
entsprechender Erleichterungen nach Ar¬ 
tikel 18 abgegeben hat. 

Nach Artikel 23 wird Anguilla Rechtshilfeer¬ 
suchen nicht erledigen, die ein Verfahren 
der „pre-trial discovery of documents“ zum 
Gegenstand haben. Anguilla versteht unter 
„Rechtshilfeersuchen, die ein Verfahren der 
,pre-trial discovery of documents* zum 
Gegenstand haben,“ im Sinne der vor- 
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tion as including any Letter of Request 
which requires a person: 

i. to state what documents relevant to the 
proceedings to which the Letter of Re¬ 
quest relates are, or have been, in his 
possession, custody or power; or 


ii. to produce any documents other than 
particular documents specified in the 
Letter of Request as being documents 
appearing to the requested court to be, 
or likely to be, in his possession, cus¬ 
tody or power. 

In accordance with Article 27, by the law 
and practice of Anguilla the prior permission 
referred to in Articles 16 and 17 of the 
Convention is not required in respect of 
diplomatic officers, consular agents or com- 
missioners of a Contracting State which 
does not require permission to be obtained 
for the purposes of taking evidence under 
Articles 16 or 17.’” 


stehenden Erklärung auch jedes Rechtshil¬ 
feersuchen, aufgrund dessen eine Person 

i) darlegen soll, welche Schriftstücke im 
Zusammenhang mit dem Verfahren, auf 
das sich das Rechtshilfeersuchen be¬ 
zieht, sich in ihrem Besitz, ihrem 
Gewahrsam oder ihrer Verfügungs¬ 
gewalt befinden oder befunden haben, 
oder 

ii) Schriftstücke vorlegen soll, die zwar im 
Rechtshilfeersuchen nicht einzeln be¬ 
zeichnet werden, sich aber nach Auf¬ 
fassung des ersuchten Gerichts im Be¬ 
sitz, im Gewahrsam oder in der Verfü¬ 
gungsgewalt dieser Person befinden 
oder wahrscheinlich befinden. 

Nach Artikel 27 ist nach Recht und Übung 
von Anguilla die in den Artikeln 16 und 17 
des Übereinkommens erwähnte vorherige 
Genehmigung für diplomatische oder kon¬ 
sularische Vertreter oder Beauftragte eines 
Vertragsstaats, der die Einholung der 
Genehmigung zum Zweck der Beweisauf¬ 
nahme nach Artikel 16 oder 17 nicht ver¬ 
langt, nicht erforderlich.’“ 


*) vgl. die Bekanntmachung vom 17. Juli 1981 (BGBl. II 
S. 573). 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachungen vom 
17. Juli 1981 (BGBl. II S. 573) und vom 20. März 1986 (BGBl. II S. 578). 


Bonn, den 3. Dezember 1986 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Bekanntmachung 

über die Grenzabfertigung nach der deutsch-niederländischen Vereinbarung vom 16. Juni/29. Juli 1986 
über die Zusammenlegung der Grenzabfertigung am Grenzübergang Goch-Autobahn/Gennep-Autoweg 

Vom 4. Dezember 1986 


Am 21. November 1986 hat die Regierung der Bundes¬ 
republik Deutschland auf Grund des Artikels 4 Abs. 1 des 
Abkommens vom 30. Mai 1958 zwischen der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland und dem Königreich der Niederlande 
über die Zusammenlegung der Grenzabfertigung und über 
die Einrichtung von Gemeinschafts- oder Betriebswechsel¬ 
bahnhöfen an der deutsch-niederländischen Grenze 
(BGBl. 1960 II S. 2181) in Verbindung mit der Vereinba¬ 
rung vom 16. Juni/29. Juli 1986 über die Zusammenlegung 


der Grenzabfertigung am Grenzübergang Goch-Autobahn/ 
Gennep-Autoweg (BGBl. II S. 878) eine Mitteilung an die 
niederländische Regierung gerichtet. Auf Grund dieser 
Mitteilung gelten die deutschen Rechts- und Verwaltungs¬ 
vorschriften, die die Grenzabfertigung betreffen, in der auf 
niederländischem Gebiet gelegenen Zone wie in Goch. In 
dieser Zone dürfen deutsche Bedienstete die Grenzabferti¬ 
gung auf niederländischem Gebiet vornehmen. 


Bonn, den 4. Dezember 1986 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oester heit 


Bekanntmachung 

von Änderungen der Klasseneinteilung 
der internationalen Klassifikation von Waren und Dienstleistungen 
für die Eintragung von Marken 

Vom 8. Dezember 1986 

Die Klasseneinteilung der internationalen Klassifikation nach dem Abkommen 
von Nizza vom 15. Juni 1957 über die internationale Klassifikation von Waren und 
Dienstleistungen für die Eintragung von Marken (BGBl. 1964 II S. 1217) in der 
Genfer Fassung vom 13. Mai 1977 (BGBl. 1981 II S. 358) sowie die erläuternden 
Anmerkungen zur Klasseneinteilung sind durch Beschluß des Sachverständi¬ 
genausschusses gemäß Artikel 3 des Abkommens in seiner Sitzung vom 21. bis 
25. Oktober 1985 geändert worden. Die Änderungen treten 

am 1. Januar 1987 

in Kraft; sie werden nachstehend veröffentlicht. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
20. Mai 1983 (BGBl. II S. 358). 


Bonn, den 8. Dezember 1986 

Der Bundesminister der Justiz 
Im Auftrag 
Krieger 
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Beschluß des Sachverständigenausschusses 
nach Artikel 3 des Abkommens von Nizza 
über die internationale Klassifikation von Waren und Dienstleistungen 
für die Eintragung von Marken 

in der Sitzung vom 21. bis 25. Oktober 1985 


1. In die allgemeinen Hinweise zu der Klasseneinteilung von Waren und Dienst¬ 
leistungen mit erläuternden Anmerkungen wird folgender neuer Absatz b) 
eingefügt: 


“Finished products, which are multipurpose 
composite Objects (e. g. clocks incorporat- 
ing radios), may be classified in all the 
classes that correspond to each of their 
functions or intended purposes. If those 
criteria are not provided in the List of 
Classes, then other criteria indicated under 
(a) are to be applied.” 


«Les produits finis combinäs ä usage multi¬ 
ple (tels que les radio-räveils) peuvent ätre 
classes dans les classes correspondant ä 
chacune de leurs fonctions ou destinations. 
Si ces critöres ne sont pas prövus dans la 
liste des classes, les autres critöres selon la 
lettre a) sont applicables.» 


(Übersetzung) 

„Die kombinierten Fertigprodukte mit Mehr¬ 
zweckfunktion (wie z. B. Radio-Wecker) 
können in die Klassen eingeordnet wer¬ 
den, die ihren einzelnen Funktionen oder 
Bestimmungen entsprechen. Wenn diese 
Kriterien in der Klasseneinteilung nicht 
vorgesehen sind, sind die anderen Kriterien 
gemäß Absatz a) anzuwenden.“ 


Die bisherigen Absätze b) bis e) werden zu den Absätzen c) bis f). 

2. In Klasse 2 wird im englischen Text das Wort „arts" durch „artists“ ersetzt. 

3. In Klasse 8 werden im englischen Text die Worte „forks and spoons“ 
gestrichen. 

4. In Klasse 9 werden 


a) im englischen Text die Worte 

“cash registers, calculating machines 
and data processing equipment;” 

durch die Worte 

“cash registers, calculating machines, 
data processing equipment and Compu¬ 
ters;” 

ersetzt; 


b) im französischen Text die Worte 


«caisses enregistreuses, machines ä 
calculer et öquipment pour le traitement 
de l’information;» 

durch die Worte 

«caisses enregistreuses, machines ä 
calculer et equipment pour le traitement 
de l'information et les ordinateurs;» 

ersetzt; 


c) im deutschen Text die Worte 

(Übersetzung) 

„Registrierkassen, Rechenmaschinen 
und Datenverarbeitungsgeräte“; 

durch die Worte 

„Registrierkassen, Rechenmaschinen, 
Datenverarbeitungsgeräte und Com¬ 
puter"; 

ersetzt. 


5. Die erläuternden Anmerkungen zu Klasse 14 werden wie folgt neu gefaßt: 


“This dass includes mainly precious met- 
als, goods of predous metals and, in gener¬ 
al, jewellery, clocks and watches. 


Includes in particular: 

- jewellery (i. e. imitation jewellery and 
jewellery of precious metal and stones); 

- cuff links, tie pins. 


«Cette classe comprend essentiellement 
les mätaux prödeux, les produits fabriquös 
en ces matteres et, en gönöral, la joaillerie, 
la bijouterie et l'horlogerie. 

Comprend notamment: 

- les articles de bijouterie en vrai et en 
faux; 

- les boutons de manchettes, äpingles de 
cravate. 


(Übersetzung) 

„Diese Klasse enthält im wesentlichen 
Edelmetalle und daraus hergestellte 
Gegenstände sowie, allgemein, Juwelier¬ 
waren, Schmuckwaren und Uhren. 

Enthält insbesondere: 

- echte und unechte Schmuckwaren; 

- Manschettenknöpfe, Krawattennadeln. 
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Does not include, in particular: 

- certain goods of precious metals 
(classified according to their function or 
purpose), for example: 

metals in foil and powder form for pain- 
ters, decorators, Printers and artists 
(CI. 2); 

amalgam of gold for dentists (CI. 5); 
cutlery (CI. 8); 

electric contacts (CI. 9); 
pen nibs of gold (CI. 16); 

- Objects of art not of precious metals 
(classified according to the material of 
which they consist)." 


Ne comprend pas notamment: 

- certains produits en mätaux präcieux 
(classäs selon leur fonction ou destina- 
tion), par exemple: 

les mätaux en feuilles ou en poudre pour 
peintres, däcorateurs, imprimeurs et ar- 
tistes (cl. 2); 

les amalgames dentaires en or (cl. 5); 
la coutellerie, les fourchettes et les cuil- 
lers (cl. 8); 

les contacts älectriques (cl. 9); 
les plumes ä äcrire en or (cl. 16); 

- les objets d'art non en mätaux präcieux 
(classös selon la mattere dont ils sont 
constiUtes).» 


Enthält insbesondere nicht: 

- bestimmte Erzeugnisse aus Edelmetal¬ 
len (die entsprechend ihrer Funktion oder 
Bestimmung klassifiziert sind), z. B.: 

Blattmetalle oder Metalle in Pulverform 
für Maler, Dekorateure, Drucker und 
Künstler (Kl. 2); 

Goldamalgame für Zahnärzte (Kl. 5); 
Messerschmiedewaren, Gabeln und 
Löffel (Kl. 8); 

elektrische Kontakte (Kl. 9); 
Schreibfedem aus Gold (Kl. 16); 

- Kunstgegenstände, soweit sie nicht aus 
Edelmetallen bestehen (diese werden 
entsprechend dem Material, aus dem sie 
bestehen, klassifiziert).“ 


Bekanntmachung 

der Änderungen der Anlage des Übereinkommens 
zur Erleichterung des Internationalen Seeverkehrs 

Vom 11. Dezember 1986 

Die auf der Konferenz der Vertragsregierungen am 5. März 1986 angenomme¬ 
nen Änderungen der Anlage des Übereinkommens vom 9. April 1965 zur Erleich¬ 
terung des Internationalen Seeverkehrs (BGBl. 1967 II S. 2434; 1971 II S. 1377; 
1978 II S. 1445; 1983 II S. 576; 1984 II S. 938) sind nach Artikel VII Abs. 3 des 
Übereinkommens für die Bundesrepublik Deutschland und die übrigen Vertrags¬ 
parteien 

am 1. Oktober 1986 

in Kraft getreten. Die Änderungen werden nachstehend veröffentlicht. 

Die Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 22. Juli 
1986 (BGBl. II S. 859). 


Bonn, den 11. Dezember 1986 


Der Bundesminister für Verkehr 
Im Auftrag 
Dr. Hoff mann 
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Änderungen 

der Anlage des Übereinkommens von 1965 
zur Erleichterung des Internationalen Seeverkehrs 
in seiner geänderten Fassung 

Angenommen von der Konferenz der Vertragsregierungen am 5. März 1986 


Amendments 

to the Annex to the Convention 

on Facilitation of International Maritime Traffic, 1965, as amended 

Adopted by the Conference of Contracting Governments on 5 March 1986 


Amendements 

ä I’Annexe de la Convention de 1965 
visant ä faciliter le Trafic maritime international, 
teile que modifiee 

Adoptes par la Conference des Gouvernements contractants le 5 mars 1986 

(Übersetzung) 


Section 1 
A. Definitions 

The following definitions are inserted: 

“Document. Data carrier with data entries. 

Data carrier. Medium designed to carry 
records of data entries.” 

Section 1 

B. General Provisions 

After the present Standard 1.1 new Re- 
commended Practice 1.1.1 is added to 
read: 

“1.1.1 Recommended Practice. Public 
authorities should take into account the 
facilitation implications which may result 
from the introduction of automatic data Pro¬ 
cessing and transmission techniques, and 
should consider these in collaboration with 
shipowners and all other interested parties. 


Existing information requirements and Con¬ 
trol procedures should be simplified, and 
attention should be given to the desirability 
of obtaining compatibility with other relevant 
information Systems.” 


Section 1 
A. Definitions 

Les döfinitions suivantes sont insäröes: 

«Document. Support de donnöes compor- 
tant des donnöes. 

Support de donnäes. Support destinö ä 
recevoir l’enregistrement de donnöes.» 

Section 1 

B. Dispositions g6n6rales 

Apres l’actuelle norme 1.1, la pratique 
recommandöe 1.1.1 ci-apräs est ajoutöe: 

«1.1.1 Pratique recommandäe. Les pou- 
voirs publics devraient tenir compte des in- 
cidences que l’application du traitement 
automatique de l'information et des techni¬ 
ques de transmission pourrait avoir sur la 
simplification des formalitös et les examiner 
en collaboration avec les armateurs et 
toutes les autres parties intöressäes. 

II faudrait simplifier les actuelles prescrip- 
tions en matiere de renseignements et pro- 
cödures de contröle et veiller au fait qu'il est 
souhaitable d’assurer la compatibility avec 
d’autres systemes d’information perti- 
nents.» 


Abschnitt 1 

A. Begriffsbestimmungen 

Es werden folgende Begriffsbestimmun¬ 
gen eingefügt: 

„Dokument. Datenträger mit aufgezeichne¬ 
ten Daten. 

Datenträger. Träger, der dazu bestimmt ist, 
Aufzeichnungen von Daten aufzunehmen.“ 

Abschnitt 1 

B. Allgemeine Bestimmungen 

Nach der vorliegenden Norm 1.1 wird fol¬ 
gende Empfehlung 1.1.1 angefügt. 

„1.1.1 Empfehlung. Die öffentlichen Be¬ 
hörden sollen in Betracht ziehen, welche 
Auswirkungen sich für die Erleichterung des 
internationalen Seeverkehrs aus der Ein¬ 
führung von automatischen Datenverarbei- 
tungs- und -übermittlungsverfahren erge¬ 
ben können, und diese Auswirkungen in 
Zusammenarbeit mit den Reedern und allen 
sonstigen Betroffenen erörtern. 

Die bisherigen Vorschriften über beizubrin¬ 
gende Angaben sowie die bisherigen Kon- 
trollverfahren sollen vereinfacht werden; da¬ 
bei soll darauf geachtet werden, daß es 
wünschenswert ist, die Kompatibilität mit 
anderen in Betracht kommenden Informa¬ 
tionssystemen zu gewährleisten." 
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Section 2 

B. Contents and Purpose 
of Documents 

Standard 2.2.3 is amended to read: 

“2.2.3 Standard. Public authorities shall 
accept a General Declaration either dated 
and signed by the master, the ship’s agent 
or some other person duly authorized by the 
master, or authenticated in a manner 
acceptable to the public authority con- 
cerned.” 


Standard 2.3.3 is amended to read: 

“2.3.3 Standard. Public authorities shall 
accept a Cargo Declaration either dated 
and signed by the master, the ship’s agent 
or some other person duly authorized by the 
master, or authenticated in a manner 
acceptable to the public authority con- 
cerned.” 


Recommended Practice 2.3.4 is 
amended to read: 

“2.3.4 Recommended Practice. Public 
authorities should accept in place of the 
Cargo Declaration a copy of the ship’s man¬ 
ifest provided it contains all the Information 
required in accordance with Recommended 
Practice 2.3.1 and Standard 2.3.2 and is 
dated and signed or authenticated in 
accordance with Standard 2.3.3. 


As an alternative, public authorities may 
accept a copy of the bill of lading signed or 
authenticated in accordance with Standard 
2.3.3 or certified as a true copy, if the nature 
and quantity of cargo make this practicable 
and provided that any Information in accord¬ 
ance with Recommended Practice 2.3.1 
and Standard 2.3.2 which does not appear 
in such documents is also furnished else- 
where and duly certified.” 


Standard 2.4.1 is amended to read: 

“2.4.1 Standard. Public authorities shall 
accept a Ship’s Stores Declaration either 
dated and signed by the master or by some 
other ship’s officer duly authorized by the 
master and having personal knowledge of 
the facts regarding the ship’s Stores, or 
authenticated in a manner acceptable to the 
public authority concerned.” 


The first sentence of Standard 2.5.1 is 
amended to read: 

“2.5.1 Standard. Public authorities shall 
accept a Crew’s Effects Declaration either 
dated and signed by the master or by some 
other ship’s officer duly authorized by the 
master, or authenticated in a manner 
acceptable to the public authority con¬ 
cerned. ...” 


Section 2 

B. Contenu et objet des papiers 
de bord 

La norme 2.2.3 est modifiö comme suit: 

«2.2.3 Norme. Les pouvoirs publics accep- 
tent la döclaration gönörale, soit datöe et 
signöe par le capitaine, I agent du navire ou 
toute autre personne düment autorisöe par 
le capitaine, soit authentifide d’une manidre 
jugde acceptable par le pouvoir public 
concernd.» 


La norme 2.3.3 est modifide comme suit: 

«2.3.3 Norme. Les pouvoirs publics accep- 
tent la ddclaration de la cargaison, soit da¬ 
töe et signde par le capitaine, l’agent du 
navire ou toute autre personne düment 
autorisöe par le capitaine, soit authentifide 
d'une manidre jugde acceptable par le pou¬ 
voir public concernd.» 


La pratique recommandöe 2.3.4 est mo- 
difiöe comme suit: 

«2.3.4 Pratique recommandöe. Les pou¬ 
voirs publics devraient accepter, en lieu et 
place de la ddclaration de la cargaison, un 
exemplaire du manifeste du navire ä la 
condition qu’il contienne tous les renseigne- 
ments visds dans la pratique recommandöe 

2.3.1 et dans la norme 2.3.2 et qu’il soit datd 
et signö ou authentifid comme prövu ä la 
norme 2.3.3. 

Les pouvoirs publics pourraient ögalement 
accepter un exemplaire du connaissement 
signö ou authentifid comme prövu ä la 
norme 2.3.3 ou une copie certifiöe 
conforme, si la variötö et le nombre des 
marchandises dnumördes le permettent et 
si les renseignements visds dans la prati¬ 
que recommandöe 2.3.1 et dans la norme 

2.3.2 qui ne figurent pas sur lesdites copies 
sont fournis par ailleurs et düment certi- 
fids.» 

La norme 2.4.1 est modifide comme suit: 

«2.4.1 Norme. Les pouvoirs publics accep- 
tent la ddclaration des provisions de bord, 
soit datde et signde par le capitaine ou par 
un officier de bord düment autorisd par le 
capitaine et ayant une connaissance per- 
sonnelle de ces provisions, soit authentifide 
d'une manidre jugde acceptable par le pou¬ 
voir public concernd.» 


La premidre phrase de la norme 2.5.1 est 
modifid comme suit: 

«2.5.1 Norme. Les pouvoirs publics accep- 
tent la ddclaration des effets et marchan¬ 
dises de l’dquipage, soit datde et signde par 
le capitaine du navire ou par un autre offi¬ 
cier de bord düment autorisd par le capi¬ 
taine, soit authentifide d’une manidre jugde 
acceptable par le pouvoir public concernd. 


Abschnitt 2 

B. Inhalt und Zweck der Dokumente 

Norm 2.2.3 wird wie folgt geändert: 

„2.2.3 Norm. Die öffentlichen Behörden er¬ 
kennen eine Allgemeine Erklärung an, die 
entweder vom Kapitän, dem Schiffsagenten 
oder einer anderen vom Kapitän gehörig 
befugten Person datiert und unterschrieben 
oder in einer für die betreffende öffentliche 
Behörde annehmbaren Form rechtsgültig 
gemacht worden ist.“ 

Norm 2.3.3 wird wie folgt geändert: 

„2.3.3 Norm. Die öffentlichen Behörden 
erkennen eine Frachterklärung an, die ent¬ 
weder vom Kapitän, dem Schiffsagenten 
oder einer anderen vom Kapitän gehörig 
befugten Person datiert und unterschrieben 
oder in einer für die betreffende öffentliche 
Behörde annehmbaren Form rechtsgültig 
gemacht worden ist.“ 

Empfehlung 2.3.4 wird wie folgt geändert. 

„2.3.4 Empfehlung. Die öffentlichen Behör¬ 
den sollen statt einer Frachterklärung auch 
eine Abschrift des Schiffsmanifests aner¬ 
kennen, sofern es alle nach Empfehlung 
2.3.1 und Norm 2.3.2 erforderlichen Anga¬ 
ben enthält und gemäß Norm 2.3.3 datiert 
und unterschrieben oder rechtsgültig ge¬ 
macht worden ist. 


Die öffentlichen Behörden können auch ei¬ 
ne beglaubigte oder eine gemäß Norm 2.3.3 
unterschriebene oder rechtsgültig gemach¬ 
te Abschrift des Schiffsfrachtbriefs anerken¬ 
nen, wenn Art und Menge der Ladung dies 
möglich machen und sofern alle Angaben 
nach Empfehlung 2.3.1 und Norm 2.3.2, die 
nicht in diesen Dokumenten enthalten sind, 
auf andere Weise und gehörig bestätigt bei¬ 
gebracht werden.“ 


Norm 2.4.1 wird wie folgt geändert: 

„2.4.1 Norm. Die öffentlichen Behörden er¬ 
kennen eine Erklärung über die Schiffsvor¬ 
räte an, die entweder vom Kapitän oder 
einem anderen vom Kapitän gehörig befug¬ 
ten und persönlich über die Schiffsvorräte 
unterrichteten Schiffsoffizier datiert und un¬ 
terschrieben oder in einer für die betreffen¬ 
de öffentliche Behörde annehmbaren Form 
rechtsgültig gemacht worden ist.“ 

Der erste Satz der Norm 2.5.1 wird wie 
folgt geändert: 

„2.5.1 Norm. Die öffentlichen Behörden er¬ 
kennen eine Erklärung über die persönliche 
Habe der Besatzung an, die entweder vom 
Kapitän oder einem anderen vom Kapitän 
gehörig befugten Schiffsoffizier datiert und 
unterschrieben oder in einer für die betref¬ 
fende öffentliche Behörde annehmbaren 
Form rechtsgültig gemacht worden ist....“ 
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Standard 2.6.2 is amended to read: 

“2.6.2 Standard. Public authorities shall 
accept a Crew List either dated and signed 
by the master or by some other ship's officer 
duly authorized by the master, or authenti- 
cated in a manner acceptable to the public 
authority concerned.” 


New Standard 2.6.3 is added to read: 

“2.6.3 Standard. Public authorities shall not 
normally require a Crew List to be submitted 
on each call in cases where a ship, serving 
in a scheduled Programme, calls again at 
the same port at least once within 14 days 
and when there has been no change in the 
crew, in which case a Statement of “No 
Change" shall be presented in a manner 
acceptable to the public authorities con¬ 
cerned.” 


New Recommended Practice 2.6.4 is ad¬ 
ded to read: 

“2.6.4 Recommended Practice. Under the 
circumstances mentioned in Standard 2.6.3 
but where minor changes in the crew have 
taken place, public authorities should not 
normally require a new, full Crew List to be 
submitted but should accept the existing 
Crew List with the changes indicated.” 


Recommended Practice 2.7.4 is amend¬ 
ed to read: 

“2.7.4 Recommended Practice. A list com- 
piled by shipping Companies for their own 
use should be accepted in place of the 
Passenger List, provided it contains at least 
the Information required in accordance with 
Recommended Practice 2.7.3 and is dated 
and signed or authenticated in accordance 
with Standard 2.7.5." 


Standard 2.7.5 is amended to read: 

“2.7.5 Standard. Public authorities shall 
accept a Passenger List either dated and 
signed by the master, the ship's agent or 
some other person duly authorized by the 
master, or authenticated in a manner 
acceptable to the public authority con- 
cemed.” 


Section 2 

E. Measures to facilitate clearance 
of cargo, passengers, 
crew and luggage 


After the present Recommended Practice 

2.12.1 new Recommended Practice 2.12.2 
is added to read: 


La norme 2.6.2 est modifräe comme suit: 

«2.6.2 Norme. Les pouvoire publics accep- 
tent la liste de l'öquipage, soit daräe et 
signäe par le capitaine ou un autre officier 
de bord düment autorisä par le capitaine, 
soit authentifiee d’une maniöre jugäe ac¬ 
ceptable par le pouvoir public concerrrä.» 


La nouvelle norme 2.6.3 ci-apräs est 
ajouräe: 

«2.6.3 Norme. Les pouvoirs publics n’exi- 
gent normalement pas que la liste de l’äqui- 
page soit präsentere ä chaque escale lors- 
que le navire assure une ligne reguliere et 
refait escale dans le mäme port au moins 
une fois dans la quinzaine et que la compo- 
sition de Iräquipage n’a pas ärä modifräe. 
Dans ce cas, une däclaration attestant qu’il 
n'y a pas eu de modification est präsenräe 
d’une maniere jugäe acceptable par les 
pouvoirs publics concerrräs.» 


La nouvelle pratique recommandäe 2.6.4 
ci-apräs est ajouräe: 

«2.6.4 Pratique recommandäe. Dans les 
circonstances prävues dans la norme 2.6.3 
mais lorsque la composition de l’äquipage a 
subi de lägöres modifications, les pouvoirs 
publics ne devraient pas normalement exi- 
ger qu’une nouvelle liste compräte de l’äqui- 
page soit präsenräe, mais devraient accep- 
ter une liste sur laquelle les modifications 
intervenues seraient indiquäes.» 


La pratique recommandäe 2.7.4 est mo- 
difräe comme suit: 

«2.7.4 Pratique recommancräe. Une liste 
ötablie par la compagnie de navigation pour 
son usage propre devrait ätre accepräe en 
lieu et place de la liste des passagers sous 
räserve qu’elle contienne au moins les ren- 
seignements prävus ä la pratique recom- 
mandäe 2.7.3 et qu'elle soit daräe et signäe 
ou authentifräe confomräment ä la norme 
2.7.5.» 

La norme 2.7.5 est modifiäe comme suit: 

«2.7.5 Norme. Les pouvoirs publics accep- 
tent la liste des passagers, soit datäe et 
signäe par le capitaine, l’agent du navire ou 
toute autre personne düment autorisäe par 
le capitaine, soit authentifiee d’une maniere 
jug6e acceptable par le pouvoir public 
concenrä.» 


Section 2 

E. Mesures visant ä faciliter 
le deroulement des formalitäs 
concernant la cargaison, 
les passagers, l’äquipage 
et les bagages 

Apres l'actuelle pratique recommandäe 
2.12.1, la nouvelle pratique recommandee 

2.12.2 ci-apräs est ajoutee: 


Norm 2.6.2 wird wie folgt geändert: 

„2.6.2 Norm. Die öffentlichen Behörden er¬ 
kennen eine Besatzungsliste an, die entwe¬ 
der vom Kapitän oder einem anderen vom 
Kapitän gehörig befugten Schiffsoffizier da¬ 
tiert und unterschrieben oder in einer für die 
betreffende öffentliche Behörde annehmba¬ 
ren Form rechtsgültig gemacht worden ist.“ 

Es wird folgende neue Norm 2.6.3 ange¬ 
fügt: 

„2.6.3 Norm. Die öffentlichen Behörden 
verlangen normalerweise nicht, daß die Be¬ 
satzungsliste bei jedem Anlaufen vorgelegt 
wird, wenn ein planmäßig verkehrendes 
Schiff denselben Hafen mindestens einmal 
innerhalb von 14 Tagen erneut anläuft und 
wenn in der Zusammensetzung der Besat¬ 
zung keine Änderung eingetreten ist; in die¬ 
sem Fall wird in einer für die betreffenden 
öffentlichen Behörden annehmbaren Form 
eine Erklärung darüber vorgelegt, daß keine 
Änderung eingetreten ist.“ 

Es wird folgende neue Empfehlung 2.6.4 
angefügt: 

„2.6.4 Empfehlung. Unter den in Norm 
2.6.3 genannten Umständen, wenn jedoch 
geringfügige Änderungen in der Zusam¬ 
mensetzung der Besatzung eingetreten 
sind, sollen die öffentlichen Behörden nor¬ 
malerweise nicht die Vorlage einer neuen 
vollständigen Besatzungsliste verlangen, 
sondern die vorhandene Besatzungsliste, in 
der die Änderungen vermerkt sind, ent¬ 
gegennehmen.“ 

Empfehlung 2.7.4 wird wie folgt geändert: 

„2.7.4 Empfehlung. Eine von Schiffahrtsli¬ 
nien zum eigenen Gebrauch zusammenge¬ 
stellte Liste soll statt der Fahrgastliste ent¬ 
gegengenommen werden, sofern sie min¬ 
destens die in Empfehlung 2.7.3 vor¬ 
gesehenen Angaben enthält und gemäß 
Norm 2.7.5 datiert und unterschrieben oder 
rechtsgültig gemacht worden ist.“ 


Norm 2.7.5 wird wie folgt geändert: 

„2.7.5 Norm. Die öffentlichen Behörden er¬ 
kennen eine Fahrgastliste an, die entweder 
vom Kapitän, dem Schiffsagenten oder ei¬ 
ner anderen vom Kapitän gehörig befugten 
Person datiert und unterschrieben oder in 
einer für die betreffende öffentliche Behörde 
annehmbaren Form rechtsgültig gemacht 
worden ist.“ 

Abschnitt 2 

E. Maßnahmen zur Erleichterung der 
Abfertigung von Ladung, 
Fahrgästen, Besatzung und Gepäck 


Nach der vorliegenden Empfehlung 

2.12.1 wird folgende neue Empfehlung 

2.12.2 angefügt: 
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“2.12.2 Recommended Practice. Con¬ 
tracting Governments should facilitate the 
temporary admission of specialized cargo 
handling equipment arriving by ships and 
used on shore at ports of call for loading, 
unloading and handling cargo.” 


Existing Recommended Practice 2.12.2 
is renumbered 2.12.3 

Existing Standard 2.12.3 is renumbered 
2.12.4 

Existing Recommended Practice 2.12.4 
is renumbered 2.12.5 and the reference 
therein is changed from “Standard 2.12.3" 
to “Standard 2.12.4” 

Existing Recommended Practice 2.12.5 
is renumbered 2.12.6 and the reference 
therein is changed from “Standard 2.12.3” 
to “Standard 2.12.4“ 


Section 2 

G. Completion of documents 

Standard 2.15 is amended to read: 

“2.15 Standard. Public authorities shall 
accept information conveyed by any legible 
and understandable medium, including 
documents handwritten in ink or indelible 
pencil or produced by automatic data Pro¬ 
cessing techniques.” 


New Standard 2.15.1 is added to read: 

"2.15.1 Standard. Public authorities shall 
accept a signature, when required, in hand- 
writing, in facsimile, perforated, stamped, in 
Symbols, or made by any other mechanical 
or electronic means, if such acceptance is 
not inconsistent with national laws. The 
authentication of information submitted on 
non-paper media shall be in a manner 
acceptable to the public authority con- 
cerned." 


Section 5 

B. Errors in documentation 
and penalties therefor 

Standard 5.3 is amended to read: 

“5.3 Standard. If errors are found in docu¬ 
ments provided for in this Annex, which 
have been signed by or on behalf of a 
shipowner or master, or otherwise authenti- 
cated, no penalties shall be imposed until 
an opportunity has been given to satisfy the 
public authorities that the errors were inad- 
vertent, not of a serious nature, not due to 


«2.12.2 Pratique recommandöe. Les Gou¬ 
vernements contractants devraient faciliter 
l’admission temporaire de matäriel späcia- 
lisä de manutention de la cargaison arrivant 
ä bord de navires et utilisä ä terre dans les 
ports d’escale pour charger, döcharger et 
manutentionner la cargaison.» 


L’actuelle pratique recommandäe 2.12.2 
est renumärotäe «2.12.3». 

L’actuelle norme 2.12.3 est renumärotäe 
«2.12.4». 

L’actuelle pratique recommandäe 2.12.4 
est renumärotäe «2.12.5» et la mention qui 
y est faite de la «norme 2.12.3» est rempla- 
cöe par la «norme 2.12.4». 

L’actuelle pratique recommandäe 2.12.5 
est renumärotä «2.12.6» et la mention qui y 
est faite de la «norme 2.12.3» est rempla- 
cäe par la «norme 2.12.4». 


Section 2 

G. Etablissement des documents 

La norme 2.15 est modifiäe comme suit: 

«2.15 Norme. Les pouvoirs publics accep- 
tent tous les renseignements communiquäs 
de fagon lisible et comprähensible, y com- 
pris les documents manuscripts, ä l enere 
ou au crayon indölöbile, ou ätablis au 
moyen des techniques de traitement auto- 
matique de l'information.» 


La nouvelle norme 2.15.1 ci-aprös est 
ajoutöe: 

«2.15.1 Norme. Si la signature est requise, 
les pouvoirs publics l'acceptent manuscrite, 
imprimäe en fac-similö, appliquöe par Perfo¬ 
ration ou par tampon, sous forme de Sym¬ 
bole ou portäe par tout autre moyen möca- 
nique ou ölectronique, si le proeädä n’est 
pas incompatible avec les lois nationales. 
L’authentification de renseignements sou- 
mis au moyen d’autres Supports que le pa- 
pier doit §tre jugöe acceptable par le pou- 
voir public concemö.» 


Section 5 

B. Erreurs dans les documents: 
sanctions 

La norme 5.3 est modifiäe comme suit: 

«5.3 Norme. En cas d’erreurs relevöes 
dans le documents visös ä la präsente An¬ 
nexe et qui ont 6t6, soit signös par l’arma- 
teur, le capitaine, ou en leur nom, soit autre- 
ment authentifiös, il n’est pas infligö de 
sanctions avant que les pouvoirs publics 
n’aient mis ceux-qi en mesure de prouver 
que les erreurs ont ötä commises par inad- 


„2.12.2 Empfehlung. Die Vertragsregierun¬ 
gen sollen die vorübergehende Zulassung 
von Spezialgeräten zum Ladungsumschlag 
erleichtern, die von einem Schiff bei der 
Ankunft mitgeführt werden und in den Hä¬ 
fen, die dieses Schiff anläuft, an Land für 
das Laden, Löschen und Umsetzen von 
Ladung verwendet werden.“ 

Die bisherige Empfehlung 2.12.2 wird in 
„2.12.3“ umnumeriert. 

Die bisherige Empfehlung 2.12.3 wird in 
„2.12.4“ umnumeriert. 

Die bisherige Empfehlung 2.12.4 wird in 
„2.12.5“ umnumeriert, und die Bezugnah¬ 
me darin wird von „Norm 2.12.3“ in Norm 
„2.12.4“ geändert. 

Die bisherige Empfehlung 2.12.5 wird in 
„2.12.6" umnumeriert, und die Bezugnah¬ 
me darin wird von „Norm 2.12.3“ in „Norm 
2.12.4“ geändert. 


Abschnitt 2 

G. Ausfüllen von Dokumenten 

Norm 2.15 wird wie folgt geändert: 

„2.15 Norm. Die öffentlichen Behörden er¬ 
kennen alle Angaben an, die so übermittelt 
werden, daß sie lesbar und verständlich 
sind; hierzu gehören auch Dokumente mit 
handschriftlichen Eintragungen in Tinte 
oder Kopierstift sowie Dokumente, die 
durch automatische Datenverarbeitungs¬ 
verfahren hergestellt worden sind.“ 

Es wird folgende neue Norm 2.15.1 ange¬ 
fügt: 

„2.15.1 Norm. Die öffentlichen Behörden 
erkennen, wenn ihre innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, 
eine geforderte Unterschrift an, wenn diese 
handschriftlich, als Faksimile, als Lochung, 
als Stempel, als Symbol oder in irgendeiner 
sonstigen mit mechanischen oder elektroni¬ 
schen Mitteln erzeugten Form vorliegt. Die 
Art und Weise, wie Angaben rechtsgültig 
gemacht worden sind, die auf anderen Trä¬ 
gern als Papier vorgelegt werden, muß für 
die betreffende öffentliche Behörde an¬ 
nehmbar sein.“ 

Abschnitt 5 

B. Fehler in den Dokumenten 
und Strafen dafür 

Norm 5.3 wird wie folgt geändert: 

„5.3 Norm. Werden in den in dieser Anlage 
vorgesehenen Dokumenten, die von einem 
Reeder oder Kapitän oder in deren Namen 
unterschrieben oder anderweitig rechtsgül¬ 
tig gemacht worden sind, Fehler entdeckt, 
so werden keine Strafen verhängt, bis dem 
Betreffenden Gelegenheit gegeben wurde, 
den öffentlichen Behörden nachzuweisen, 
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recurrent carelessness and not made with 
intent to violate laws or regulations.” 


In Standards 2.3.2, 2.7.6, 2.11.1, 3.12, 
3.15.1, 4.1, 4.4.1, 4.9 and 5.4.1 the word 
“should” is replaced by the word “shall”. 


vertance et qu’elles sont sans gravitö, 
qu’elles ne sont pas le fait de nägligences 
räpätäes et qu'elles ont ätä commises sans 
intention d’enfreindre les lois ou regle- 
ments.» 


Dans les normes 2.3.2, 2.7.6, 2.11.1, 
3.12, 3.15.1, 4.1, 4.4.1, 4.9 et 5.4.1, les 
mots «devrait» et «devraient» sont rem- 
placäs respectivement par les mots «doit» 
et «doivent». 


daß die Fehler unbeabsichtigt, nicht 
schwerwiegend und nicht auf wiederholte 
Fahrlässigkeit zurückzuführen sind und daß 
sie nicht in der Absicht begangen wurden, 
gegen Gesetze oder sonstige Vorschriften 
zu verstoßen.“ 


In den Normen 2.3.2, 2.7.6, 2.11.1, 3.12, 
3.15.1, 4.1, 4.4.1, 4.9 und 5.4.1 wird die 
Konstruktion aus dem Hilfsverb „sollen“ 
und dem Infinitiv des Vollverbs durch die 
Präsensform des Vollverbs ersetzt. 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Übereinkommens 
über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands 
und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
zum Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 
in Zivil- und Handelssachen sowie zum Protokoll 
betreffend die Auslegung dieses Übereinkommens 
durch den Gerichtshof 

Vom 12. Dezember 1986 

Das Übereinkommen vom 9. Oktober 1978 über den Beitritt des Königreichs 
Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nord¬ 
irland zum Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Voll¬ 
streckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen sowie zum 
Protokoll betreffend die Auslegung dieses Übereinkommens durch den Gerichts¬ 
hof (BGBl. 1983 II S. 802) wird nach seinem Artikel 39 Abs. 2 für das 

Vereinigte Königreich am 1. Januar 1987 

in Kraft treten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
14. November 1986 (BGBl. II S. 1020). 


Bonn, den 12. Dezember 1986 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Im Auftrag 
Dr. Oesterhelt 
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Hinweis 


Der Jahrgang 1986 des Bundesgesetzblattes Teil II 
umfaßt die Ausgaben Nr. 1 bis 39 und endet mit der 
Seite 1148. 

Als Anlagebände *) zum Bundesgesetzblatt Teil II wur¬ 
den ausgegeben: 

- zur Ausgabe Nr. 3 vom 17. Januar 1986 

Anhänge 1 bis 6 zu der Verordnung vom 21. Dezember 
1985 über die Inkraftsetzung der Änderungen zu den 
Regelungen Nr. 2,17, 25, 30 und 43 nach dem Überein¬ 
kommen vom 20. März 1958 über die Annahme einheit¬ 
licher Bedingungen für die Genehmigung der Aus¬ 
rüstungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen 
und über die gegenseitige Anerkennung der Genehmi¬ 
gung, 

- zur Ausgabe Nr. 4 vom 31. Januar 1986 
Vollzugsordnung zum Weltpostvertrag 
Vollzugsordnung zum Postpaketabkommen 
Vollzugsordnung zum Postanweisungs- und Postreise¬ 
scheckabkommen 

Vollzugsordnung zum Postgiroabkommen 
Vollzugsordnung zum Postnachnahmeabkommen 
Vollzugsordnung zum Postauftragsabkommen 
Vollzugsordnung zum Postsparkassenabkommen 
Vollzugsordnung zum Postzeitungsabkommen, 

- zur Ausgabe Nr. 13 vom 18. April 1986 

Regelung Nr. 45 - Einheitliche Vorschriften für die 
Genehmigung von Schweinwerfer-Reinigungsanlagen 
für Kraftfahrzeuge und der Kraftfahrzeuge hinsichtlich 
der Scheinwerfer-Reinigungsanlagen, 

- zur Ausgabe Nr. 14 vom 24. April 1986 

Anhänge 1 und 2 zu der Verordnung vom 17. März 1986 
über die Inkraftsetzung der Änderungen 04 und 05 zur 
Regelung Nr. 13 nach dem Übereinkommen vom 
20. März 1958 über die Annahme einheitlicher Bedin¬ 
gungen für die Genehmigung der Ausrüstungsgegen¬ 
stände und Teile von Kraftfahrzeugen und über die 
gegenseitige Anerkennung der Genehmigung, 


*) Innerhalb des Abonnements werden die Anlagebände auf Anforderung kostenlos 
geliefert. Außerhalb des Abonnements erfolgt die Lieferung gegen Kostenerstattung. 


- zur Ausgabe Nr. 21 vom 1. Juli 1986 

Regelung Nr. 54 - Einheitliche Vorschriften für die 
Genehmigung der Luftreifen für Nutzfahrzeuge und ihre 
Anhänger, 

- zur Ausgabe Nr. 22 vom 17. Juli 1986 

Änderungen von 1983 des Internationalen Übereinkom¬ 
mens von 1974 zum Schutz des menschlichen Lebens 
auf See und des Protokolls von 1978 zu diesem Über¬ 
einkommen, 

- zur Ausgabe Nr. 25 vom 26. Juli 1986 

Regelung [Reglement] Nr. 49 - Einheitliche Vorschriften 
für die Genehmigung von Dieselmotoren hinsichtlich der 
Emission luftverunreinigender Gase, 

- zur Ausgabe Nr. 27 vom 12. August 1986 

Anhänge 1 und 2 zu der Verordnung vom 29. Juli 1986 
über die Inkraftsetzung der Regelung Nr. 46 und der 
Änderung 01 zur Regelung Nr. 46 nach dem Überein¬ 
kommen vom 20. März 1958 über die Annahme einheit¬ 
licher Bedingungen für die Genehmigung der Ausrü¬ 
stungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen und 
über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung, 

- zur Ausgabe Nr. 33 vom 4. November 1986 

Änderungen der Anlage zu dem Protokoll von 1978 zu 
dem Internationalen Übereinkommen von 1973 zur Ver¬ 
hütung der Meeresverschmutzung durch Schiffe, 

- zur Ausgabe Nr. 36 vom 4. Dezember 1986 

Regelung Nr. 50 - Einheitliche Vorschriften für die 
Genehmigung von Begrenzungsleuchten, Schlußleuch¬ 
ten, Bremsleuchten, Fahrtrichtungsanzeigern und 
Beleuchtungseinrichtungen für das hintere Kennzei¬ 
chenschild für Fahrräder mit Hilfsmotor, Krafträder und 
ihnen gleichgestellte Fahrzeuge 

Regelung Nr. 53 - Einheitliche Vorschriften für die 
Genehmigung der Krafträder hinsichtlich des Anbaus 
der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 

Regelung Nr. 56 - Einheitliche Vorschriften‘ für die 
Genehmigung der Scheinwerfer für Mopeds und ihnen 
gleichgestellte Fahrzeuge 

Regelung Nr. 57 - Einheitliche Vorschriften für die 
Genehmigung der Scheinwerfer für Krafträder und 
ihnen gleichgestellte Fahrzeuge. 
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